
Protest wächst
Die geplante Schuldenbremse in der 
Hessischen Verfassung wird die Kom-
munen handlungsunfähig und ihre 
Bürger zur Manövriermasse privater 
Dienstleister machen. Dagegen regt 
sich  massiver Protest. 
  Seiten 4/5

Keine Wahl
Eine Schwedin kann in Deutschland 
bereits nach drei Monaten ihr Kom-
munalparlament wählen, eine Norwe-
gerin darf dies auch nach Jahrzehnten 
in der Gemeinde nicht. Die Gründe für 
diese Ungleichbehandlung stehen auf  
  Seite 6

Einsam statt gemeinsam
CDU, CSU und FDP haben das Solidar-
prinzip in der Gesundheitsversorgung 
zu Grabe getragen. Künftige Kosten-
steigerungen werden ausschließlich 
die Versicherten bezahlen. Die Arbeit-
geberbeiträge werden eingefroren.
  Seite 3

Ungerechte Schule
Regelmäßig fällt das deutsche Schul-
system bei Vergleichstests durch. Trotz 
fehlender Chancengleichheit und 
schlechter Ergebnisse halten CDU 
und FDP weiter an dem ungerechten 
dreigliedrigen System fest. 
  Seite 7

Weg von RWE, Eon & Co.
Die Stromerzeugung und die Weiter-
leitung zum Endkunden lassen sich 
die Stromkonzerne in Deutschland teu-
er bezahlen. Zu teuer, meinen viele 
Kommunen und nehmen die Energie-
versorgung wieder in die eigene Hand.  
  Seite 2 
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Seite 5 Interview mit Willi van Ooyen zum Thema Schuldenbremse
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             Wir sagen Nein zur Schuldenbremse
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76 Milliarden Euro zusätzliche 
Gewinne verschafft der Atomdeal       
der schwarz-gelben Bundesregierung 
den vier Stromkonzernen E.On, RWE, 
EnBW und Vattenfall in den kommen-
den Jahren. 

Die Energiekonzerne dürfen ihre 
sieben alten Atomkraftwerke (AKW) 
– darunter die beiden Reaktoren in 
Biblis – weitere acht Jahre, ihre zehn 
neuen AKWs sogar zusätzliche 14 Jah-
re betreiben. Abhängig von der Ent-
wicklung des Strompreises erhöhen 
sich die Profite der Energiekonzerne 
durch diese Laufzeitverlängerung um 
76 bis 100 Milliarden Euro. Im Gegen-
zug müssen die Energiegiganten von 
2011 bis 2016 jährlich schätzungswei-
se 1,8 Milliarden Euro an sogenannter 
Brennelementesteuer zahlen. Hinzu 
kommt eine Sonderabgabe von ins-
gesamt 16,2 Milliarden Euro in den 
nächsten Jahrzehnten. Diese Abgabe 
verringert sich um den Betrag, den 
der AKW-Betreiber über 500 Millio-
nen Euro hinaus in die Sicherheit in-
vestiert. Die Abgabe entfällt gänzlich, 
sobald eine neue Regierung die Lauf-
zeitverlängerung zurücknimmt.

Stromkonzerne diktieren Regierung 
ihre Bedingungen

Der Vertrag liest sich wie ein Diktat 
der Industrie an die Regierung. Die 
Bevölkerung bleibt den Gefahren der 
Atomkraft noch jahrelang ausgelie-
fert und muss die milliardenschweren 
Profite der Konzerne mit der Strom-
rechnung bezahlen.

Schwere Sicherheitsmängel in Biblis

Die Reaktoren in Biblis sind mit über 
800 meldepflichtigen Störfällen die äl-
testen und die unsichersten Schrottre-
aktoren in Deutschland. Mindestens 
80 sicherheitstechnische Mängel beim 
Atomkraftwerk Biblis, Block B, kritisiert 

ein Gutachten, das das Bundesum-
weltministerium in Auftrag gegeben 
hat. Das Öko-Institut sieht Schwach-
stellen beim Notstandssystem, es 
fehlt eine zwingend vorgeschriebene 
Notstandswarte außerhalb des Kraft-
werksbereichs. Die Reaktorhülle hielte 
einem Flugzeugabsturz nicht stand. 

Weiter bemängelt werden veraltete 
Materialien und mangelnder Schutz 
gegen Erdbeben und Überflutungen.

Das Atomkraftwerk Biblis entspricht 
nicht dem heutigen Stand der Tech-
nik. Bürgerinitiativen und DIE LINKE 
fordern die sofortige Stilllegung der 
beiden Reaktoren. 

5 Argumente gegen 
Atomkraft
Atomkraft ist gefährlich

Alleine die Reaktorkatastrophe von 
Tschernobyl in der Ukraine 1986 hat bis 
heute mindestens 70.000 Todesopfer 
gefordert. Ein Gebiet von der doppelten 
Größe Hessens ist für Generationen 
unbewohnbar. Eine Havarie eines   der
Atommeiler in Biblis, ähnlich wie in 
Tschernobyl, würde mehrere hundert-
tausend Menschen das Leben kosten.

Atomkraft ist nicht klimafreundlich

Für jede Kilowattstunde Atomstrom  
werden je nach Herkunft des Urans 
zwischen 32 und 126 Gramm des Klima-
gases Kohlendioxid (CO2) freigesetzt. 
Bei Windenergie sind es nur rund 
24 Gramm CO2. 

Atomstrom ist nicht billig

Die Bundesrepublik Deutschland hat die 
Atomenergie seit den 1950er Jahren 
mit nahezu 100 Mrd. Euro Steuergeldern 
unterstützt – den Nutzen haben heute 
die großen Stromkonzerne. Würde auf 
Atomkraft die gleichen Steuern und 
Abgaben erhoben und eine deckende 
Haftpflicht verlangt, wie dies z.B. für 
Heizöl- und Windenergieanlagen der       Fall  
ist, wäre Atomstrom unbezahlbar. 

Atomkraft ist nicht zukunftsfähig

Die derzeit bekannten Uran-Reserven 
reichen beim heutigen Verbrauch 
noch 40 bis 50 Jahre. Genau wie Erdöl 
muss jedes Kilo Uran aus dem Aus-
land eingeführt werden. 

Es gibt kein sicheres Endlager für den 
Atommüll

Seit Jahrzehnten wird in Deutschland für 
jetzt 6.000 Tonnen hochradioaktive 
Abfälle ein Endlager gesucht. Jedes Jahr 
Laufzeitverlängerung erzeugt zusätzlich 
rund 420 Tonnen radioaktive Abfälle – 
auf der ganzen Welt weiß niemand, wohin 
damit.

 

Erneuerbare Energie 
in Bürgerhand

Immer mehr Städte in Hessen neh-
men die Energieversorgung wieder 
in die eigene Hand und produzieren 
sauberen Strom. Erneuerbare Ener-
gie lohnt sich: eine 5000-Einwohner 
-Gemeinde spart 400.000 Euro an 
Energiekosten. Zusätzlich nimmt sie 
760.000 Euro mehr ein – durch den 
Verkauf von selbsterzeugtem Strom 
und Wärme und durch die neuen 
Arbeitsplätze, die am Ort entstehen 
und die Steuereinnahmen erhöhen 
(Institut für ökologische Wirtschafts-
forschung IÖW, 2010).

„Atomkraft abschalten“ – DemonstrantInnen vor dem Atomkraftwerk Biblis im Frühjahr 2010. © D. Treber

Rüsselsheim
Die Stadt Rüsselsheim hat 
das städtische Stromnetz vom 
bisherigen Versorger, der 
ÜWG, zurückgekauft. Seit  
Dezember 2009 betreiben 
die Stadtwerke das Stromnetz 
und die Straßenbeleuchtung
selbst und erwarten dadurch 
einenm jährlichen Gewinn von 
300.000 Euro.

Breuberg, Rai-Breitenbach
Das 900-Einwohnerdorf im Odenwald hat 
seine Energieversorgung auf Biomasse umge-
stellt. Eine Genossenschaft, die 150 Grund-
besitzer im Dorf gegründet haben, betreibt 
ein Blockheizkraftwerk und produziert Strom 
und Wärme. Das dorfeigene Kraftwerk 
ist seit August 2008 in Betrieb und spart den 
Einwohnern 650.000 Liter Heizöl im Jahr.                  

Bad Vilbel 
Hier wurde bereits vor neun Jahren das 
Stromnetz im Stadtgebiet – mit Ausnah-
me des Ortsteils Gronau – in städtisches 
Eigentum übernommen.

Wolfhagen
Die Stadt ist ein Vorreiter in 
Hessen in Sachen zukunfts-
fähige  Stromversorgung. 
Wolfhagen hat vor zwei Jahren 
das städtische Stromnetz von 
E.On zurückgekauft. Jetzt wird 
Strom aus Wasserkraft verkauft. 
Bis 2015 will sich die 13.000-
Einwohnerstadt komplett mit 
eigenem Strom aus Windkraft, 
Solaranlagen und Biomasse-
kraftwerken versorgen. 

Idsteiner Land 
Im Idsteiner Land planen meh-
rere Städte und Gemeinden, 
gemeinsam das Stromnetz zu 
übernehmen. Die Verträge 
mit dem bisherigen Betreiber 
SÜWAG laufen in den kommen-
den beiden Jahren aus. Idstein, 
Hofheim am Taunus und Bad 
Camberg sowie die Gemeinden 
Hünstetten, Aarbergen und 
Waldems wollen dazu ein ge-
meinsames Stromversorgungs-
unternehmen gründen.  

Öffentliche Unternehmen sind  
besser und wirtschaftlicher
Viele Jahre wurden Stadtwerke und 
öffentliche Betriebe an private Unter-
nehmen verkauft – jetzt herrscht 
vielerorts Ernüchterung. Die Behaup-
tung, dass private Unternehmen 
öffentliche Aufgaben besser erledigen 
können, hat nie gestimmt. Jetzt zeigt 
sich: Preise und Gebühren sind 
gestiegen, der Service hat sich ver-
schlechtert, die Einnahmen für 
die kommunalen Haushalte sind ge-
schrumpft. Und die demokratisch 
gewählten Vertretungen verlieren die 
Kontrolle über bislang öffentliche 
Aufgaben – die Demokratie nimmt ab. 

Erziehung, Bildung, Gesundheitsver-
sorgung, öffentlicher Personennahver-
kehr, Energieversorgung, Wasserver-
sorgung und -entsorgung sind öffent-
liche Aufgaben und müssen öffentliche 
Aufgaben bleiben. Diese Einrichtungen 
müssen den Menschen dienen und 
nicht die Profitwünsche privater Kapi-
taleigner erfüllen. 

Öffentliche Unternehmen und öffent-
liches Eigentum bieten die Chance 
demokratischer Kontrolle und Mitbe-
stimmung durch Bürgerinnen und 
Bürger. Zum Beispiel, wenn die Strom-
preise gesenkt oder erneuerbare 
Energien ausgebaut werden sollen.

Janine Wissler, Fraktionsvorsitzende, 
DIE LINKE. Fraktion im Hessischen 
Landtag

Der schwarz-gelbe Atom-Deal – Ein schmutziges Geschäft 
und eine Bedrohung für die Bevölkerung 

Wachsenden Reichtum im Interesse  
aller nutzen

Nach dem Grundgesetz haben die 
Gemeinden das Recht, alle Angelegen-
heiten der örtlichen Gemeinschaft 
im Rahmen der Gesetze in eigener Ver-
antwortung zu regeln. Dieses Recht 
existiert heute faktisch nicht mehr. 
Städte und Gemeinden werden finan-
ziell ausgeblutet. Allein 360 Millionen 
Euro streicht die Landesregierung von 
CDU und FDP den hessischen Kom-
munen in diesem und für alle weiteren 
Jahre. 

Den angeblichen „Sachzwängen“ darf 
man sich nicht unterwerfen. Geld 
ist genug da – mit einem gerechten 
Steuersystem, bei dem die Banken, die 
Reichen und die Unternehmen  ent-
sprechend ihrer Leistungsfähigkeit zur 
Kasse gebeten werden. Damit könn-
ten Investitionen für mehr Lehrerin-
nen oder eine kostenlose Kinderbe-
treuung problemlos finanziert 
werden.

DIE LINKE versagt keinem einzigen 
Projekt, das für die Lebensbedürf-
nisse der Menschen sinnvoll und not-
wendig ist, die Zustimmung, weil 
vorgeblich kein Geld da ist. Wer aber 
die finanzielle Not von Land und 
Kommunen beseitigen will, muss auch 
die ungerechte Vermögensverteilung 
in Deutschland beenden, bei der 
der Reichtum in wenigen Händen an-
gehäuft wird, während die Armut 
im Lande wächst und die öffentlichen 
Kassen ausgeplündert werden. 

Dr. Ulrich Wilken, rechtspolitischer 
Sprecher der Fraktion DIE LINKE. im 
Hessischen Landtag
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gelsätze aus. Einerseits lässt die Bun-
desregierung Millionen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer zu Armuts-
löhnen schuften, weil sie ihnen einen 
gesetzlichen Mindestlohn verweigert. 
Andererseits benutzt sie zur Berech-
nung der Hartz-IV-Sätze diese Men-
schen, um zu begründen, weshalb sie 
die Regelsätze nicht stärker erhöht. 
Ein Kreislauf, der zu immer größerer 
Armut führt.

Um diesen Teufelskreis zu durchbre-
chen, müssen erwerbslose und arbei-

tende Menschen gemeinsam kämp-
fen: Für eine sanktionsfreie Mindestsi-
cherung. Für einen gesetzlichen Min-
destlohn von zehn Euro. Für neue und 
gut bezahlte Arbeitsplätze.

Deshalb fordern wir die Umwand-
lung aller rund 10.000 Ein-Euro-Jobs 
in Hessen in sozialversicherungs-
pflichtige und tarifvertraglich bezahlte 
Arbeitsverhältnisse. 

Marjana Schott ist sozialpolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. 
im Hessischen Landtag.

setzen den  Grundgedanken der Agen-
da-2010-Politik von SPD und Grünen 
fort: Mit Hartz IV werden Arbeitslose 
und Geringverdiener gegeneinander 
ausgespielt.

Je niedriger die Regelsätze sind, des-
to größer ist die Angst der Beschäftig-
ten vor Arbeitslosigkeit. Mit dieser 
Angst steigt die Bereitschaft, Arbeit 
um jeden Preis anzunehmen. Dadurch 
sinken die Arbeitslöhne.

Je niedriger die Löhne sind, desto 
geringer fallen auch die Hartz-IV-Re-

Die Bundesregierung will die Hartz-
IV-Regelsätze um fünf Euro anheben. 
Gleichzeitig streicht sie die Renten-
beiträge, das Elterngeld und das 
Übergangsgeld. CDU/CSU und FDP 
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CDU, CSU und FDP tragen die Soli-
darität in der Gesundheitsversorgung 
zu Grabe. Kostensteigerungen werden 
ab 2011 allein den Versicherten aufge-
bürdet – in Form von Zusatzbeiträgen. 
Die Beiträge der Arbeitgeber zur Kran-
kenversicherung werden eingefroren. 
Nutznießer der im November im Bun-
destag beschlossenen Einführung der 
so genannten „Kopfpauschale“  durch 
die Hintertür sind private Krankenver-
sicherungen, Arbeitgeber und Phar-
maunternehmen.

Die Einführung der Kopfpauscha- 
le – als pauschale Zusatzbeiträge – ist 
eine Zeitbombe. 2011 kommen die 
meisten Kassen wegen der erhöhten 
Beiträge vermutlich ohne Zusatzbei-
träge aus. Bis 2020 werden die Zusatz-
beiträge voraussichtlich auf 100 Euro 

im Monat klettern. Zahlen müssen  
diese der Hausmeister und die Sekre-
tärin genauso wie ihre Chefin.

Parität wieder herstellen!

Es gibt Alternativen zu der von Uni-
on und FDP angestrebten Kopfpau-
schale. Das prognostizierte Milliarden-
Loch der Krankenkassen kann durch 
soziale und gerechte Sofortmaßnah-
men gestopft werden – beispielsweise 
dadurch, dass die Arbeitgeber wieder 
genauso viel zahlen wie die Beschäf-
tigten heute.

 DIE LINKE steht für ein solida-
risches Gesundheitssystem und eine 
hochwertige Versorgung für alle – un-
abhängig vom Geldbeutel. Alle, auch 
die heute privat Versicherten, zah-

len entsprechend ihrem Einkommen 
aus Löhnen, Gewinnen sowie Miet-, 
Pacht- und Kapitalerträgen ein. Wer 
wenig hat, zahlt wenig. Wer mehr hat, 
zahlt mehr. 

Die Probleme in der Gesundheits-
versorgung werden durch Privati-
sierung nicht verbessert, sondern 

verschlimmert. Beispielhaft sind die 
Mängel im Hygienebereich, wie aktu-
ell im Klinikum Fulda. Etwa die Hälfte 
der Verstöße gegen Hygienestandards 
sind der Arbeitsüberlastung des klini- 
schen Personals geschuldet. Dies wie-
derum ist die Folge von massivem 
Personalabbau. 

Gesundheit ist keine Ware
Zusatzbeiträge bis 2020 voraussichtlich bei 100 Euro    

Kommentar:                Hartz IV spielt Arbeitslose und Erwerbstätige gegeneinander aus

Marjana Schott

Reiche kommen gut durch die  
Krise ...

Weltweit sind die Reichen trotz Wirt-
schaftskrise noch reicher geworden. Zu-
sammen besitzen jene rund zehn Milli-
onen Menschen, die ein Geldvermögen 
von mehr als einer Million US-Dollar  
haben, ein Vermögen von 39.000 Milliar-
den Euro. Das ist fast ein Fünftel mehr 
als ein Jahr zuvor. Auch in Deutschland 
stieg die Zahl der Millionäre um 51.000. 

… Arbeiter und Angestellte nicht

Seit Beginn der Wirtschaftskrise haben 
laut einer DGB-Studie mehr als drei 
Millionen Menschen in Deutschland 
ihren Job verloren. Von Oktober 2008 
bis September 2009 musste sich jeder 
neunte sozialversicherungspflichtig  
Beschäftigte arbeitslos melden.   Beson-
ders betroffen waren Leiharbeitskräfte:  
Zehntausende der rund 800.000 Leih-
arbeiterinnen und Leiharbeiter haben 
in den vergangenen beiden Jahren 
zwischenzeitlich ihren Arbeitsplatz 
verloren. Drei Millionen Haushalte sind 
überschuldet. Die Zahl der Privatinsol-
venzen stieg im Vergleich zum Vorjahr 
um zehn Prozent auf 110.000.

Immer mehr Niedriglöhnerinnen  
in Hessen

In Hessen erhalten immer mehr Men-
schen, vor allem Frauen, Niedriglöhne. 
Das ist das Ergebnis einer Untersu-
chung, die ver.di Hessen und der DGB 
Hessen-Thüringen in Auftrag gegeben 
haben. 

DGB-Chef Körzell: „Jeder fünfte Be-
schäftigte in Hessen arbeitet in einem 
Niedriglohnverhältnis, Niedriglohnbe-
schäftigung breitet sich aus wie ein 
Krebsgeschwür. Mitte der 1990er Jahre 
hatte der hessische Niedriglohnsektor 
noch eine Größe von 12 Prozent, ak-
tuell sind es über 20 Prozent. Es sind 
vor allem die Minijobs: 90 Prozent aller 
Minijobs werden mit Niedriglöhnen 
bezahlt.“

Wirksames Gegenmittel sei ein gesetz-
licher Mindestlohn für alle – hier 
müsse die hessische Landesregierung 
ihre Blockadehaltung aufgeben und 
im Bundesrat einen entsprechenden 
Gesetzesantrag einbringen. Auch bei der 
Leiharbeit müsse, so ver.di Landesvor-
sitzender Jürgen Bothner, das Prinzip 
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ 
verwirklicht werden. 

DIE LINKE hatte bereits 2009 einen 
Gesetzentwurf für ein hessisches 
Vergabegesetz in den Landtag ein-
gebracht, das Tariflöhne stärken und 
Dumpinglöhne zurückdrängen soll.

Das Beispiel Wiesbaden zeigt:  
Ein-Euro-Jobs helfen nicht

Von 43 Menschen, die bei der Stadt 
Wiesbaden einen Ein-Euro-Job gemacht 
haben, konnte nur ein Einziger in eine 
feste Anstellung vermittelt werden. 
42 bleiben weiter arbeitslos. Das berich-
tet die Linke Liste Wiesbaden. 

Anhand des konkreten Beispiels der 
Optionskommune Wiesbaden wird deut-
lich, wie berechtigt die seit langem 
von der LINKEN und zuletzt auch vom 
Bundesrechungshof geübte Kritik an 
den Ein-Euro-Jobs ist. In Wiesbaden ha-
ben Hartz-IV-Bezieher in 3.117 Einzel-
maßnahmen gearbeitet. Das Ziel, diese 
Menschen in eine feste Beschäftigung 
zu bringen, ist gescheitert. Nicht ein-
mal 3 von 100 Arbeitslosen konnte so 
ein dauerhafter Arbeitsplatz verschafft 
werden. Häufig verdrängen die Ein-Euro-
Jobs auch noch reguläre Arbeitsplätze.

Kitas, Kindergärten oder Ta-
gespflege – seit Jahrzehnten wurde 
die Kinderbetreuung auch in Hessen 
vernachlässigt. Einen Krippenplatz 
für unter Dreijährige zu finden, ist in 
vielen Regionen so, wie einen Sechser 
im Lotto zu haben. Mütter und Väter 
müssen für die Kinderbetreuung im-
mer tiefer in die Tasche greifen. Und 
während sie zur Kasse gebeten wer-
den, entzieht sich der Staat seiner Ver-
antwortung. Das Resultat sind zu große 
Gruppen, fehlende Weiterbildungsmög-
lichkeiten, fehlende Instandhaltungs-
arbeiten, starre Öffnungszeiten. 

Bundesweit wurde vereinbart, je-
dem Kind einen KITA- oder Kinder-
gartenplatz zu sichern – aber erst ab 
2013. Bei der derzeitigen Finanznot 
der Städte und Gemeinden, die diese 
Vereinbarung umsetzen müssen, steht 
selbst dieses Ziel in Frage. Dass es 
möglich ist, zeigt das Land Rheinland-
Pfalz, wo seit 2009 Kindergartenplätze 
kostenfrei sind – auch für Kinder unter 
3 Jahren. 

Kinderbetreuung ist ein soziales 
Recht für Eltern und Kinder. Gute Kin-
derkrippen und Kindergärten helfen, 
Kinder zu bilden und zu erziehen. 

Sie sind Orte des sozialen Lernens, 
gemeinsamen Spielens und Entde-
ckens. Sie können am Abbau sozialer 
Ungleichheit mitwirken, und sie sind 
für viele Kinder das Tor in die Gesell-
schaft. 

Eine bessere Betreuung für Kin-
der von arbeitenden Frauen führt zu 
mehr Erwerbstätigkeit und zu mehr 
Geburten. Dies hat das Deutsche In-
stitut für Wirtschaftsforschung (DIW) 
herausgefunden. Dagegen würde eine 
weitere Erhöhung des Kindergeldes 
allein die Geburtenrate nur gering er-
höhen.

Die Linksfraktion in Hessen fordert 
eine „Qualitätsoffensive Kinderbetreu-
ung“ und hatte beantragt, dafür 180 
Millionen  Euro in den Landeshaushalt 
einzustellen. Damit soll durch die Ein-
stellung von mehr Erzieherinnen und 
Erziehern vor allem die Gruppengröße 
verringert werden. Ziel ist die Betreu-
ung einer Gruppe von höchstens 20 
Kindern durch zwei qualifizierte Voll-
zeitkräfte. In einem ersten Schritt wä-
ren hierfür mindestens 7.000 zusätz-
liche Stellen für Erzieherinnen und 
Erzieher notwendig. CDU und FDP 
lehnten den Antrag ab.

© Christian Schwier; www.fotolia.com

Kostenlose Kinderbetreuung ist Investition in die Zukunft
DIE LINKE fordert         mehr  Erzieherinnen und Erzieher / Zwei qualifizierte Vollzeitkräfte je Kita-Gruppe
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Zusatzbeiträge steigen Arbeitnehmer zahlen immer mehr

2012 20102014 20112016 20122018 20132020 2014

Voraussichtliche Entwicklung 
der Zusatzbeiträge pro  
Mitglied und Monat  
in Euro*

           Arbeitgeber- und       Arbeitnehmeranteil   
an der Krankenversicherung für  
Beschäftigte mit einem monatlichen  
Bruttolohn von 1.600 Euro*

*Angaben basieren auf der Einnahmen-  
und Ausgabenentwicklung  
der letzten Jahre.
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Steuersenkungen der vergangen Jah-
re mit Einbußen im Bildungs-, So-
zial- und Gesundheitswesen, bei der 
Rente und durch höhere Steuern und 
Abgaben – etwa der Mehrwertsteuer 
oder Gebührenerhöhungen – bezahlt. 

Mit der Schuldenbremse in der Ver-
fassung wird dieser Sparkurs zulasten 

Verlierer der ungerechten Steuerpo-
litik sind mal wieder die anderen: Kin-
der und Jugendliche, Menschen mit 
geringem oder mittlerem Einkommen, 
Menschen, die auf Sozialleistungen 
angewiesen sind, Rentnerinnen und 
Rentner und Kranke. All diese Men-
schen haben für die „großzügigen“ 

Willi, am 3. November 2010 hat 
im Landtag eine Anhörung von Exper-
tinnen und Experten zur Einführung 
einer Schuldenbremse stattgefunden.  
Wie würdest Du das Ergebnis  
zusammenfassen?   

van Ooyen: Vom Beamtenbund über 
Gewerkschaften bis hin zu Wohlfahrts-
verbänden und Kirchen – sie alle  
sehen in der Schuldenbremse kein 
geeignetes Instrument, um die Finanzen 
des Landes zu stabilisieren. Auch die 
Wissenschaftler, die als Sachverständige 
eingeladen worden waren, äußerten 
erhebliche Zweifel an der Zweckmäßig-
keit der Schuldenbremse. Die Veran-
kerung der Schuldenbremse in der Hes-
sischen Verfassung bedeutet, einen 
Blankoscheck für zukünftigen Sozialab-
bau auszustellen. Um nichts mehr oder 
weniger geht es bei der Volksabstim-
mung am 27. März, wenn die Hessinnen 
und Hessen zeitgleich mit der Kommu-
nalwahl über die Schuldenbremse in der 
Hessischen Verfassung abstimmen. 
Diese Anhörung hat gezeigt, dass die 
Schuldenbremse für den sozialen Zusam-
menhalt gefährlich ist.

Das heißt, DIE LINKE stellt sich nicht 
alleine gegen eine Schuldenbremse in 
der Hessischen Verfassung? 

van Ooyen: Es gibt eine Plattform 
mit dem Namen „Für ein handlungsfä-
higes Hessen“, bestehend aus dem 
DGB, Einzelgewerkschaften, Vertre-
terinnen und Vertretern aus Kirchen, 

Schulen und Universitäten, verschiedenen 
Sozialverbänden und attac, die sich 
für ein starkes und gerechtes – ein hand-
lungsfähiges Hessen – einsetzt und die 
Hessinnen und Hessen zur Ablehnung 
der Schuldenbremse aufruft. Wir begrü-
ßen diese Initiative, denn eine Schulden-
bremse in der Hessischen Verfassung 
würde staatliche Handlungs- und Gestal-
tungsfähigkeit auf lange Zeit verhindern. 
Die Landesregierung, aber auch SPD 
und Grüne erheben die Haushaltskonso-
lidierung zum Selbstzweck und vergreifen 
sich dazu noch an dem Argument der 
Generationengerechtigkeit, indem sie 
es durch ein Spardiktat ins Gegenteil 
verkehren. 

Die Befürworter der Schuldenbremse 
wenden sich damit gegen die Genera-
tionengerechtigkeit?  

van Ooyen: Ja. Die Hessische Verfas
sung erteilt der Politik einen   klaren die 
Gesellschaft gestaltenden Auftrag. Sie 
hat dafür zu sorgen, dass kommende 
Generationen eine leistungsfähige und 
gerechte Bildungs- und Infrastruktur  
vorfinden. Unsere Kinder und Enkel 
können mit Recht von uns erwarten, dass 
wir im Sinne einer echten Generationen-
gerechtigkeit handeln, indem wir eine 
soziale, wirtschaftliche, und ökologisch 
nachhaltige Politik machen. Das bedeutet 
aber, dass dafür Geld investiert werden 
muss. Wir wollen in einem sozialen und 
nachhaltig finanzierten Gemeinwesen  
leben, in dem starke Schultern mehr 
tragen müssen als schwache – Steuern 
müssen in angemessenem Umfang und 
nach Einkommen, also sozial gerecht  
erhoben werden. Wir brauchen keine 
teure Klientelpolitik à la Schwarz-Gelb 
zulasten der öffentlichen Einnahmen.  
Wir brauchen starke und gut ausgestatte-
te Landes- und Kommunalhaushalte, die 
ihre Aufgaben erfüllen können.

Interview 
mit Willi van Ooyen: 

Es geht nicht ums Sparen,  
sondern ums Kürzen

Im November 2010 hat sich die  
Hessische Landesregierung mit  

SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
auf die Einführung einer Schulden-

bremse in die Hessische Verfassung 
geeinigt. DIE LINKE hat sich seit 

Beginn der Diskussion als einzige 
Fraktion im Landtag gegen dieses 
Vorhaben ausgesprochen. Zu den 

Gründen und den Gegenvorschlägen 
führten wir das folgende Interview 

mit Willi van Ooyen, Vorsitzender und 
haushaltspolitischer Sprecher der 

Fraktion.

Stellen wir uns Folgendes vor: Winter. 
Die Temperaturen haben sich wieder bei 
– 4 bis –8 Grad Celsius eingependelt und 
ein baldiges Ende dieser Kälteperiode  
ist nicht in Sicht. Wie wohlig wird uns 
bei dem Gedanken, nach Hause zu 
kommen, die Heizung auf angenehme 
20 Grad Celsius zu stellen und bei einem 
wärmenden Getränk den Winter drau-
ßen vor der Tür Winter sein zu lassen. 

 Was aber, wenn eben diese Heizung 
auf dem letzten Loch pfeift, kaum 
mehr als 16 Grad Celsius schafft und 
nachts plötzlich ihren Geist aufgibt? 
Frieren und hoffen, dass der Klemp-
ner das alte Ding noch mal zum Lau-
fen bringt? Dafür zum x-ten Mal 200 
Euro auf den Tisch legen, um dann in 
zwei Wochen vor demselben Problem 
zu stehen? Oder doch zur Bank ge-
hen, den Kredit über 15.000 Euro auf-
nehmen und endlich die dringend 
notwendige, neue und energieeffi-
ziente Heizung einbauen lassen, die 
zuverlässig ihren Dienst tut? Die An-
schaffungskosten sind schließlich 
durch den geringeren Verbrauch und 
die wegfallenden Reparaturkosten 
schnell wieder reingeholt. Da überle-
gen wir nicht lange – eine gute Anlage. 
Und unsere Kinder, die das Haus ir-
gendwann mal übernehmen werden, 
haben auch noch ihre Freude daran. 

Anders ist es beim Staat im Prinzip 
auch nicht. Der hat die Aufgabe, dafür 
zu sorgen, dass  Leistungen wie Bil-
dung, Gesundheit oder Renten  gewähr-
leistet sind. Und er hat eine aktive 
Zukunftsvorsorge zu betreiben. Das 
bedeutet, dass die Generationen nach 
uns eine Lebenswelt vorfinden sollen, 
die nicht schlechter ist als die, in der 
wir leben. Eine Lebenswelt, die aber 
im Idealfall sozial, gerecht, ökologisch 
und nachhaltig ist. 

Eine Schuldenbremse in der Hes-
sischen Verfassung zu verankern, wie 
es CDU, FDP, SPD und Bündnis 90/
DIE GRÜNEN in Hessen vorhaben, 
bedeutet mit Blick auf unser Beispiel: 
Wir dürfen nicht zur Bank gehen, den 
Kredit aufnehmen und die Heizung 
austauschen. Wir werden zusehen 
müssen, wie wir damit klarkommen. 
Alle paar Wochen bezahlen wir den 
Monteur, damit wir nicht einfrieren. 

Wie wir dann die Heizkostenrech-
nung bezahlen? Vielleicht sparen wir 
bei den Lebensmitteln, gehen nicht 
mehr zum Arzt und verzichten auch 
sonst auf vieles, was wir nicht drin-
gend zum Leben brauchen. Und unse-
re Kinder erben ein sanierungsbedürf-
tiges Haus. So würde es niemand von 
uns machen. Warum also sollte es der 
Staat tun? 

Schulden machen – ein Vergleich

Nicht die Ausgaben sind explodiert, sondern die Einnahmen 
sind weggebrochen

So ungleich sind Vermögen verteilt (Jahre 2002 bis 2007). Grafik: DGB/Quelle DIW
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mögensmillionäre liegt mit 430.000 
Menschen auf einem neuen Rekord-
niveau. Dabei verfügen die reichsten 
zehn Prozent der Bevölkerung über 
61 Prozent dieses Vermögens. Auf der 
anderen Seite hat die untere Hälfte 
der Bevölkerung kein Vermögen, jeder 
Fünfte von ihnen ist verschuldet.

So viele Einkommensmillionäre 
wie noch nie

In Deutschland gibt es gegenwärtig 
so viele Millionäre wie noch nie. Das 
private Geldvermögen in Deutschland 
betrug im ersten Quartal 2010 4,8 Bil-
lionen Euro. Auch die Zahl der Ver-

„Die Schuldenbremse 
ruiniert auch die lokale Öko-
nomie, weil unter anderem 
das Handwerk unter 
ausbleibenden kommunalen 
Aufträgen zu leiden hat.“ 
Kai Boeddinghaus, Stadtverordneter 
der LINKEN in Kassel

„Profiteure der Staatsver-
schuldung sind die Reichen 
und Unternehmen: Der 
Staat senkt ihnen die Steu-
ern und verzichtet somit auf 
notwendige Einnahmen. 
Anschließend leiht er sich 
das nötige Geld bei eben die-
sen zu hohen Zinsen, macht 
sie durch diese Zinszahlungen 
noch reicher und die Haus-
haltslöcher noch tiefer. 
Arbeitslose, Rentner, Gering- 
und Normalverdiener 
bezahlen mit ihren Steuern 
und Abgaben die Zinszah-
lungen an die Reichen. Der 
Staat ‚dankt‘ es ihnen,  
indem er Leistungen des 
Staates kürzt und an Bildung, 
Schulen, Altersheimen 
oder Schwimmbädern spart. 
Die Schuldenbremse treibt 
diese Umverteilung von un-
ten nach oben an und macht 
den Staat arm.“  
Dr. Franz Segbers, 
Professor für Sozialethik, 
Universität Marburg 

„Als Lehrer weiß ich, welche 
Bedeutung Bewegung und 
Sport für junge Menschen 
haben. Schon jetzt  fehlen in 
Marburg zwei Schulsport-
hallen und ein Schwimmbe-
cken. Andere Hallen haben 
massiven Renovierungs-
bedarf. Viele Sportstunden 
fallen aus. Die Schuldenbrem-
se verhindert kommunale 
Investitionen  auch für die 
junge Generation.“ 

Henning Köster,
Lehrer an einer Gesamtschule

„Die Schuldenbremse in 
der Hessischen Verfassung 
ist ein Blankoscheck 
für die Landesregierung, 
um insbesondere im sozialen 
und kulturellen Bereich 
Leistungen abzubauen oder 
für die Bürgerinnen und 
Bürger massiv zu verteuern. 
Damit verbunden ist auch 
der Abbau von Personal in 
öffentlichen Einrichtungen.“  
Sibylle Lust, 
Gewerkschaftssekretärin 

„Die Städte und Gemeinden 
brauchen mehr Geld für 
Soziales, Bildung und Öko-
logie. Die Banken und die 
Reichen müssen mehr zahlen. 
Die Schuldenbremse ist 
der falsche Weg.“  
Michael Erhardt, 
erster Bevollmächtigter der 
IG-Metall-Verwaltungsstellen Frankfurt 
und Wiesbaden-Limburg 
 

Warum wir gegen 
die Schuldenbremse sind

Rot-grüne, schwarz-rote und 
schwarz-gelbe Bundesregierungen 
sind mit Zustimmung der Hessischen 
Landesregierungen dafür verantwort-
lich, dass alleine im Jahr 2010 rund 
50 Milliarden Euro Einnahmen in den 
öffentlichen Haushalten fehlen. Das 

Land Hessen hat durch die Steuersen-
kungen seit 1998 etwa 10 Milliarden 
Euro Einnahmen verloren. In nur zwölf 
Jahren haben also Steuersenkungen 
mehr als ein Viertel der hessischen 
Staatsschulden in Höhe von 38 Milli-
arden Euro verursacht. 

Die Schuldenbremse ist ein 
„Gewinnerthema“. So jedenfalls 
bezeichnet sie Christean Wagner, 
Fraktionsvorsitzender der CD im 
Hessischen Landtag, er gehört einer 
der Parteien an, die in den vergan-
genen Jahren dafür gesorgt haben, 

dass Steuern und Abgaben einseitig 
gesunken sind: Entlastet wurden 
Bestverdienende und Vermögende, 
Spekulanten an den internationa-
len Finanzmärkten und milliarden-
schwere Großkonzerne. Sie sind die 
Gewinner.

Einnahmeverluste der öffentlichen Haushalte in Hessen durch Steuerreformen seit 1998
Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Berechnungen des DGB, eigene Darstellung
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Landesregierung will Sozialabbau, und die Hessinnen und 
Hessen sollen dabei mitmachen

Sie sagen 
Schuldenbremse 
und meinen 
Sozialabbau

Staat verzichtet 
auf Milliarden 
Steuermehreinnahmen 
 

DIE LINKE. Fraktion im Hessischen 
Landtag hat die Hessische Landes-
regierung erneut dazu aufgefordert, 
dauerhaft mehr Betriebsprüfer einzu-
setzen und die Zahl der Steuerfahnder 
schnellstmöglich um 100 zu erhöhen. 
Bei Umsetzung der Maßnahmen kön-
nen Steuerausfälle in dreistelliger Mil-
lionenhöhe vermieden werden. Dank 
der bundesweiten Betriebsprüfungen 
konnte der Fiskus im vergangenen Jahr 
18,3 Milliarden Euro Steuern zusätz-
lich einnehmen. Jeder Betriebsprüfer 
koste das Land etwa 80.000 Euro pro 
Jahr, treibt aber durchschnittlich eine 
Million Euro zusätzlicher Steuern pro 
Jahr ein. Schon deshalb ist die staatli-
che Laxheit bei der Verfolgung Steuer-
krimineller unverständlich.

DIE LINKE klagt gegen 
einseitige Information der 
Wählerinnen und Wähler 

 
CDU, SPD, FDP und Grüne haben 

im Landtag beschlossen, zur Volksab-
stimmung über die Schuldenbremse 
am 27. März eine „Erläuterung“ an 
die Bürgerinnen und Bürger durch 
den Landeswahlleiter versenden zu 
lassen. Darin wird völlig einseitig 
die angebliche Notwendigkeit der 
„Schuldenbremse“ begründet und 
um Zustimmung geworben. Dies wi-
derspricht dem Demokratieprinzip 
des Grundgesetzes, wonach die poli-
tische Willensbildung vom Volk zum 
Staat erfolgt – und nicht umgekehrt. 
Wählerinnen und Wähler müssen 
ihre Entscheidung frei treffen können 
und dürfen nicht von Staatsorganen 
wie dem Landeswahlleiter beeinflusst 
werden. 

Aus diesem Grund hat DIE LINKE. 
Fraktion im Hessischen Landtag eine 
Klage vor dem Hessischen Staatge-
richtshof angekündigt.

Die Einnahmen- und Ausgabenentwicklung in Hessen 1992 bis 2010*
Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen, Berechnungen aus: Truger, Achim/Eicker-Wolf, Kai/Will, 
Henner/Köhrsen, Jens (2009): Auswirkungen der Schuldenbremse auf die hessischen Landesfinanzen. 
Ergebnisse von Simulationsrechnungen für den Übergangszeitraum von 2010 bis 2020, Düsseldorf; 
eigene Darstellung
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der Bevölkerungsmehrheit zemen-
tiert. Ab 2020 darf das Land Hessen 
nach dem Willen von CDU und FDP 
keine Kredite mehr aufnehmen, um 
öffentliche Investitionen zu tätigen. 
Die Folge: Das Land wird in wichtigen 
Bereichen massiv kürzen. Die Schul-
denbremse wird entgegen der Be-
hauptungen von CDU und FDP aber 
nicht dazu führen, dass Hessen schul-
denfrei wird. Sie wird dazu führen, 
dass notwendige Investitionen in Bil-
dung, Kultur, Justiz oder die Mitfinan-
zierung der Kommunen weiter massiv 
eingeschränkt werden oder einfach 
unterbleiben, Gebühren erhoben oder 
erhöht und weitere bisher öffentliche 
Aufgaben einfach gestrichen oder 
privatisiert und teurer werden. Die 
Schuldenbremse ist nichts anderes als 
geplanter Sozialabbau. 

Massive Streichorgie

Erlebt haben die Hessinnen und 
Hessen das schon einmal. Das war 
2003, hieß „Operation Sichere Zukunft“ 
und hat Hunderttausende auf die Stra-
ße gebracht. Die Schulden sind trotz 
dieser massiven Streichorgie nicht we-
niger geworden – im Gegenteil. Dies-
mal will sich die Landesregierung den 
Segen für ihre harte Kürzungspolitik 
durch einen Volksentscheid holen. 
Über Inhalt und Folgen dieser Schul-
denbremse lässt sie die Menschen je-
doch im Unklaren.

des Sozialstaats und zur Haushalts-
konsolidierung genutzt werden. 
Unsere Kinder werden nicht fragen, 
wie viel Schulden der Staat hat, son-
dern warum es in den Kindergarten 
regnet. Die Ausfinanzierung staatli-
cher Aufgaben durch ein gerechtes 
Steuersystem führt zu einer höheren 
Lebensqualität und ausgeglicheneren 
Haushalten.“
www.handlungsfaehiges-hessen.de

Wer Schulden abbauen will, muss 
dafür sorgen, dass Geld in die Kasse 
kommt. Das macht man aber nicht, 
indem man aufhört, zu investieren, 
sondern, indem man aufhört, Steuern 
zu senken. 

Finanzmarkt besteuern

Der Weg „raus aus den Schulden“ 
führt über höhere Einnahmen.  Rea-
lisieren lässt sich das aber nicht bei 
denjenigen, die in der Vergangenheit  
immer dafür herhalten mussten. DIE 
LINKE fordert eine Vermögens- und 
eine Finanztransaktionssteuer sowie 
eine höhere Besteuerung von großen 
Erbschaften. 

Die Wiedererhebung einer Ver-
mögenssteuer, die Einführung einer 
Finanzmarkttransaktionssteuer und 
einer Großerbensteuer würden dem 
Land Hessen bis zu 2,1 Milliarden 
Euro Mehreinnahmen bringen.

Wenn eine in der Länderverfassung 
verankerte Schuldenbremse die Bun-
desländer daran hindert, Kredite für 
wichtige und notwendige Zukunfts-
investitionen aufzunehmen, dann ist 
der Staat nicht mehr in der Lage, eine 
aktive Zukunftsvorsorge zu leisten.  

In der Folge werden zwar die Schul-
den nicht mehr weiter ansteigen, doch 
unsere Kinder und Enkel werden ei-
nen hohen Preis dafür zu zahlen ha-
ben: sie erben von uns eine abgewirt-
schaftete Bildungs- und Infrastruktur.   

„Wer heute eine Schuldenbremse for-
dert, will die Staatsausgaben zusam-
menkürzen. Für Hessen heißt das: 
Bildungs-, Sozial- und Personalabbau 
im Umfang von 250 Millionen Euro 
jährlich. Die Alternative wäre, sowohl 
Besserverdienende und Vermögende 
als auch Unternehmen angemessen 
an der Finanzierung staatlicher Auf-
gaben zu beteiligen. Die Mehrein-
nahmen können dann zum Ausbau 

DIE LINKE sagt NEIN zur Schuldenbremse. Protestaktion der Fraktion DIE LINKE. im Hessischen Landtag zur Abstimmung über die Schuldenbremse am 15. Dezember 2010.

Auch wenn DIE LINKE als einzige 
Partei im Hessischen Landtag gegen 
die Aufnahme der Schuldenbremse 
in die Hessische Verfassung gestimmt 
hat, steht sie in Hessen mit ihrer Ab-
lehnung nicht alleine da. Mittlerweile 
haben zahlreiche Verbände und Orga-
nisationen Widerstand angekündigt 
und sich zu einem breiten Aktions-
bündnis zusammengeschlossen. Das 
erklärte Ziel: Aufklärung und Mobi-

lisierung der Bevölkerung. Dass es 
gelingen wird, die Mehrheit der Hes-
sinnen und Hessen zu überzeugen, 
dem Plan von CDU, FDP, SPD und 
Grünen für eine Verfassungsänderung 
eine klare Absage zu erteilen, davon ist 
„Das Bündnis handlungsfähiges Hes-
sen“ überzeugt. Zu drastisch seien die 
negativen Folgen für die Bevölkerung, 
zu durchschaubar der Versuch, ältere 
und jüngere Menschen gegeneinan-

der auszuspielen. Was genau auf die 
Hessinnen und Hessen in diesem Fall 
zukommen würde, hat der Volkswirt-
schaftler Dr. Kai Eicker-Wolf in einer 
Studie untersucht: „Arbeitsplatzab-
bau im öffentlichen Dienst, Rückgang 
von Investitionen in die kommunale 
Infrastruktur, Privatisierung öffent-
lichen Eigentums sowie Abbau kom-
munaler Dienstleistungen und dras-
tische Gebührenerhöhungen.“  

Über diese Folgen hätten die Befür-
worter einer Verfassungsänderung die 
Bevölkerung wohlweislich nicht in-
formiert, kritisiert das Aktionsbünd-
nis, dem neben dem DGB Hessen 
auch Gliederungen der hessischen 
Arbeiterwohlfahrt AWO, Attac und et-
liche weitere angehören.  

 Klemens Himpele, Beiratsmitglied 
im Bund demokratischer Wissen-
schaftler/innen BdWi, macht klar: 

DGB, Attac, AWO und viele mehr – breites gesellschaftliches Aktionsbündnis will Schuldenbremse verhindern
Erklärtes Ziel: Aufklärung und Mobilisierung der Bevölkerung gegen Verfassungsänderung / Experten warnen vor Arbeitsplatzabbau, Privatisierung und drastischen Gebührenerhöhungen 

s c h u l d e n b r e m s es c h u l d e n b r e m s e



15 Milliarden Euro Defizit im 
Jahr 2010. Das war die schockierende 
Zahl, die der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund nach der Steuer-
schätzung im Mai 2010 bekannt gab. 
15 Milliarden Euro, die den Städten 

Warum Schweden in Hessen wählen dürfen und Norweger nicht 
Hier leben, hier arbeiten, hier wählen und gestalten – DIE LINKE will ein kommunales Wahlrecht für alle

In den Kommunen wird nicht die 
große Weltpolitik entschieden. Es geht 
dort vielmehr um Angelegenheiten, 
die unmittelbare Auswirkungen auf 
die Menschen vor Ort haben: Sei es 
in Fragen der Energie- und Gesund-
heitsversorgung, Verkehrs- und Infra-
struktur, Bildung und Kultur oder des 
sozialen Angebots. In Hessen ist es 
dabei nur ganz bestimmten Menschen 
vorbehalten zu entscheiden, wie diese  
Fragen gelöst werden. Nämlich EU- 
Bürgerinnen und Bürgern, die das 18.  
Lebensjahr vollendet und seit mindes-
tens drei Monaten den Hauptwohnsitz 
in der betreffenden Gemeinde haben.
Das führt dazu, dass zum Beispiel eine 
Schwedin bereits nach drei Monaten 
hier ihr Kommunalparlament wäh-
len kann, während einer Norwegerin 
dieses Recht auch nach Jahrzehnten in 
der Gemeinde verweigert wird. Über 
diese kuriose Ungleichbehandlung 
wundern sich viele unserer europä-
ischen Nachbarn zu Recht. Denn in 
zahlreichen europäischen Ländern – 
ob EU-Mitglied oder nicht – sieht das 
anders aus. Hier haben Migrantinnen 
und Migranten schon lange das Recht, 
die Kommunalparlamente nach einer 
gewissen Zeit mitzuwählen. Und so 
soll es auch sein.  

„Das Recht vor Ort, in seinem eige-
nen unmittelbaren Lebensumfeld an 
politischen Entscheidungen mitwir-

Ohne Moos nix los – Hessens 
Kommunen vor dem Ruin
Oder: Das Märchen von der Ausgaben-Explosion 

und Gemeinden 2010 fehlen, um ihre 
Aufgaben ordnungsgemäß ausführen 
zu können. Schnell meldeten sich die 
CDU/FDP-Landesregierung mit Er-
klärungen zu Wort und lieferten ihre 
Lösungsvorschläge gleich mit: „Die 

Städte und Gemeinden in Hessen 
hätten über ihre Verhältnisse gelebt 
und müssten nun sparen, sparen und 
nochmals sparen.“ Damit ist natürlich 
kürzen gemeint. Aber der genannte 
Grund für die Misere ist genauso falsch 
wie der vermeintliche Ausweg. Der 
Landesregierung hätte schon ein Blick 
in die Zahlen genügt, um zu einem an-
deren Schluss zu kommen.  

Denn die wahren Verursacher der 
Finanzkrise in den Kommunen sitzen 
in der Landes- und seit 1998 auch in 
der Bundesregierung. Finanzstudien 
belegen eindeutig, dass es den Städten 
und Gemeinden gelungen ist, zwi-
schen 1998 und 2008 die Ausgaben-
quote konstant bei 7 Prozent des Hes-
sischen Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
zu halten. Die Forderung an die Städte 
und Gemeinden, ihre überbordenden 
Ausgaben zurückzufahren, ignoriert 
diese Zahlen völlig. 

Verändert hat sich hingegen die 
Einnahmeseite der Kommunen. Auf-
grund der Steuersenkungspolitik für 
Unternehmen und Spitzenverdiener 
fehlten den hessischen Städten und 
Gemeinden allein im Jahr 2010 rund 
800 Millionen Euro. Rechnet man die 
Kürzung des Kommunalen Finanzaus-
gleichs hinzu, beläuft sich das Defizit 
auf fast 1,2 Milliarden Euro.  Die Fi-
nanzkrise der Städte und Gemeinden 
ist demnach nicht Ergebnis einer „Aus-
gabenexplosion“, sondern logische 

Konsequenz der Steuergeschenke an 
Vermögende und Unternehmen in 
den vergangenen zehn Jahren. Würde 
man die Einnahmen der Kommunen 
durch eine Vermögenssteuer und 
eine Gemeindewirtschaftssteuer stär-
ken, wie es DIE LINKE seit langem 
fordert, könnten viele Probleme vor 
Ort gelöst werden. Vorbei wären die 
Zeiten undichter Schuldächer, feh-
lender Erzieherinnen und Erzieher 
in den Kindertagesstätten, Schlag-
lochpisten und geschlossener Biblio-
theken und Schwimmbäder. Die Kom-
munen könnten sich vieles leisten und 
manche Missstände beheben. Hohe 
Kosten durch profitorientierte private 
Betreiber würden der Vergangenheit 
angehören.

Handlungsfähige Kommunen sind 
Kommunen mit einer entsprechenden 
finanziellen Ausstattung. Sie kurzzu-
halten und zu immer weiteren Kür-
zungen zu zwingen, führt zu tiefen 
Einschnitten in das soziale Netz der 
Städte und Gemeinden. Die Wiederein-
führung der Vermögenssteuer und die 
Ausweitung der Gewerbesteuer zu ei-
ner Gemeindewirtschaftssteuer, in die 
auch Freiberufler einzahlen, könnten 
für spürbare Entlastungen der kommu-
nalen Finanzlage sorgen. Die „Weiter-
so“-Mentalität der CDU/FDP-Landes-
regierung bedeutet für die Menschen 
vor Ort: weniger Dienstleistungen, hö-
here Kosten, weniger Lebensqualität.  

Einnahmen- und Ausgabenquote der hessischen Kommunen 
gemessen am hessischen Bruttoinlandsprodukt (BIP) 

Der von Protest begleitete Cas- 
tortransport und die Demonstratio-
nen gegen das Projekt „Stuttgart 21“ 
verdeutlichen: Die Menschen möch-
ten mehr politische Teilhabe, als nur  
alle paar Jahre bei einer Wahl ihr  
Kreuz zu machen. 

Viele Möglichkeiten dazu gibt es in 
Hessen allerdings nicht. Hessen ist 
bundesweit eines der Schlusslichter, 
wenn es um unmittelbare Mitbestim-
mungsmöglichkeiten geht. Neben Bür-
gerbegehren und -entscheid sowie der 
Bürgerversammlung als Informations-
veranstaltung sind keine weiteren Ele-
mente direkter Demokratie auf kom-
munaler Ebene vorgesehen. Alleine 
zur Einleitung eines Bürgerbegehrens 
sind Unterschriften von 10 Prozent der 
bei der letzten Kommunalwahl wahl-
berechtigten Bürgerinnen und Bürger 

einer Kommune notwendig. Für eine 
Stadt wie Wiesbaden bedeutet dies, 
dass für die Durchführung  eines Bür-
gerentscheides rund 20.000 Menschen 
ihre Unterschrift leisten müssen. „Dies 
stellt für viele bereits eine unüber-
windbare Hürde dar und bringt sie 
dazu, von ihren berechtigten Anliegen 
abzusehen“, kommentiert Hermann 
Schaus, innen- und kommunalpo-
litischer Sprecher der Fraktion DIE 
LINKE im Hessischen Landtag die Si-
tuation. Andere Bundesländer seien in 
dieser Frage bereits deutlich weiter. So 
gibt es in Baden Württemberg, Bayern 
und  Thüringen nach Größe der Kom-
mune gestaffelte Unterstützerzahlen 
für Bürgerbegehren. Damit können 
sich die Bürger speziell in größeren 
Städten einfacher in die Kommunal-
politik einbringen. Ein anderes Bei- 

DIE LINKE fordert mehr Mitbestimmungsmöglichkeiten 
Hessen bundesweit eines der Schlusslichter bei direkter Demokratie /   Bürgeranträge und Bürgerpetitionen

spiel für die Rückständigkeit Hessens 
in Sachen direkter Demokratie ist die 
Bürgerversammlung. Sie dient hier-
zulande einzig zur Unterrichtung der  
Bürger über wichtige Angelegenhei-
ten der Kommune. Was wichtig ist, 
entscheiden allein Gemeindevorstand 
oder Magistrat. Ein Recht auf die Be-
handlung von Themen und Sachver-
halten, die sie selbst für wichtig erach-
ten, haben Bürger derzeit nicht. 

„Wir kennen in Hessen auch keine 
Bürgeranträge und Bürgerpetitionen. 
Dass  solch wichtige Elemente di-
rekter Demokratie in der Hessischen 
Kommunalverfassung immer noch 
fehlen, ist schlicht ein Unding. 

Wir  werden in unserer Arbeit wei-
ter darauf drängen, dass die guten Er-
fahrungen direkter Demokratie etwa 
aus Bayern oder Sachsen auch in die 

Hessische Gemeinde- und auch in 
die Landkreisordnung aufgenommen 
werden“,  kündigt Schaus an. Wer der 
Politikverdrossenheit etwas entgegen-
setzen wolle, müsse den Menschen ge-
eignete Instrumente zur Mitwirkung 
in die Hand geben. 

© Christian Schwier; www.fotolia.com

Quelle: Kai Eicker-Wolf/Achim Truger, Entwicklung und Perspektiven der Kommunalfinanzen in Hessen, 
Studie im Auftrag von ver.di Hessen, Frankfurt 2010.
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Mensch im Mittelpunkt der 
Kommunalpolitik

Die Kommunalpolitik soll sich wieder 
stärker an den Bedürfnissen der Bürge-
rinnen und Bürger orientieren. Dazu hat 
die Fraktion DIE LINKE im Hessischen 
Landtag im November 2010 zwei 
umfangreiche Gesetzentwürfe zur Än-
derung der Hessischen Gemeinde- und 
Landkreisordnung eingebracht. Darin 
werden unter anderem größere Mit-
spracherechte der Bürger bei wichtigen 
Entscheidungen und das kommunale 
Wahlrecht für alle dauerhaft in einer Ge-
meinde oder einem Landkreis lebenden 
Menschen festgelegt. Außerdem werden 
die Informationsrechte der Parlamen-
tarier gegenüber Magistrat und Gemein-
devorstand deutlich erhöht. Nach 
den Vorstellungen der LINKEN sollen 
sich die Kommunen und Landkreise 
künftig wieder selbst um wichtige Berei-
che der Daseinsvorsorge kümmern 
und Bereiche wie etwa den Öffentlichen 
Personennahverkehr, Wasser- und  
Elektrizitätsversorgung oder die Müll-
abfuhr in eigener Regie organisieren. 
„Werden unsere Regelungen umgesetzt, 
steht  endlich wieder der Mensch im 
Mittelpunkt der Kommunalpolitik“,  
unterstreicht der kommunalpolitische 
Sprecher der LINKE-Landtagsfraktion 
Hermann Schaus. 

Bürgermeister protestieren gegen 
Kürzungspläne

Die Landesregierung gefährdet mit 
ihrer unsozialen Kahlschlagpolitik 
die finanzielle Existenz der hessischen 
Kommunen. Dies machten mehrere 
hundert Kommunalpolitiker aller politi-
schen Parteien deutlich, die am 
22.11.2010 vor dem Hessischen Landtag 
demonstrierten. Das unmissverständ-
liche Motto ihrer Kundgebung: „Ihr 
raubt uns das letzte Hemd“. Wie bereits 
beim ersten Protest auf dem Hessen-
tag 2010 in Stadtallendorf forderten die 
Bürgermeister, Stadt- und Landräte 
auch im November die Rücknahme der 
Kürzungen beim Kommunalen Finanz-
ausgleich.  Die Landesregierung will den 
hessischen Kommunen und Landkreisen 
2011 344 Millionen Euro weniger über-
weisen. „Den einstürzenden Kommunen 
nun auch noch Geld zu entziehen, ist 
der falsche Weg“, unterstützt Hermann 
Schaus, innen- und kommunalpoliti-
scher Sprecher der Fraktion DIE LINKE 
im Landtag.  Der Hessische Landkreistag 
prüft derzeit eine Klage gegen das Land 
Hessen vor dem Staatsgerichtshof.

ken zu können, muss jedem Menschen 
gegeben werden. Demokratie kann 
es sich nicht leisten, auch überhaupt 
nur einen Menschen auszuschließen“, 
sagt Hermann Schaus von der LINKEN 
im Hessischen Landtag. „Wir haben 

deshalb im November 2010 Gesetzent-
würfe zur Hessischen Gemeinde- und 
Landkreisordnung eingebracht, die 
unter anderem auch diesen Zustand 
ändern sollen. Dass ein kommunales 
Wahlrecht auch für Menschen aus 

Nicht-EU-Staaten möglich ist, zeigen 
die Beispiele anderer Staaten bereits 
seit vielen Jahrzehnten. In Schweden, 
Finnland, Dänemark oder auch Irland 
gibt es solche Regelungen, die Men-
schen gleich welcher Herkunft poli-

tisch mit einbeziehen.“ Wenn man in
Betracht ziehe, dass in den Groß-
städten 20 Prozent der Bevölkerung 
überhaupt nicht wahlberechtigt seien, 
weil sie aus Nicht-EU-Staaten nach 
Deutschland gekommen sind, dann 
repräsentierten die gewählten kom-
munalen Mandatsträger dort nur ei-
nen Teil der Bevölkerung, so Schaus.  
„Menschen, die hier leben, sollten sich 
aktiv vor Ort für ihre Interessen und 
Belange einsetzen können“, fordert 
der kommunalpolitische Sprecher der 
LINKE-Landtagsfraktion.  Dies gelte für 
Wahlen ebenso wie für die wenigen 
Instrumente direkter Demokratie in 
der Hessischen Kommunalverfassung.
 
„Bizarre Ungleichheiten“

„Das kommunale Wahlrecht für 
Drittstaater trägt nicht nur dem Ge-
danken der europäischen Einigung 
Rechnung, sondern hilft auch bei der 
Integration aller hier lebenden Aus-
länder. Wenn das kommunale Wahl-
recht an eine EU-Mitgliedschaft des 
Herkunftslandes gebunden ist, dann 
entstehen neue und völlig bizarre Un-
gleichheiten. Stellen Sie sich mal die 
Frage, warum ein Zypriot aus dem 
griechischen Teil des Landes hier 
kommunales Wahlrecht genießen soll, 
aber ein Zypriot aus dem türkischen 
Teil nicht. Das kann nicht sein.“ 
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Volkshochschulen 
bald nur noch für Reiche? 

In Hessen werden 2011 zusätzlich noch 
700 Millionen Euro im Haushalt gekürzt 
sowie 360 Millionen bei den Zuschüssen 
für die Gemeinden gestrichen. Auf die 
neuen Kürzungsbeschlüsse könnten 
klamme Städte, Gemeinden und Land-
kreise nur mit massiven Kürzungen  
und Schließungen reagieren, warnt der 
Hessische Städtetag vor einer Abwärts-
spirale beim Ausverkauf öffentlichen Ei-
gentums. Hoch verschuldete Kommunen 
wie Offenbach überlegen bereits, wie 
sie den Betrieb einer Volkshochschule 
überhaupt noch stemmen können. Zwar 
müssen Kommunen ab 50.000 Euro 
eine Volkshochschule vorhalten, aber 
Kürzungen bei den Zuschüssen werden 
zwangsläufig zu einem schlechteren 
Kursangebot und höheren Kursgebühren 
führen, was dem  Grundgedanken einer 
Volkshochschule zuwider läuft. Bereits 
2004 hatte die Koch-Regierung unter 
dem zynischen Titel „Operation Sichere 
Zukunft“ über eine Milliarde im Landes-
haushalt gekürzt. Die Folgen: Öffent-
liche Leistungen  wie der Unterhalt von 
Schwimmbädern, Bibliotheken und Thea-
tern wurden stark eingeschränkt oder 
an privatwirtschaftliche Investoren ab-
gegeben.

Bildung in Hessen: 
Schlusslicht bei Flächenlän-
dern

Im Bildungsfinanzbericht 2008 steht es 
schwarz auf weiß: Von allen Flächenlän-
dern der Bundesrepublik gibt Hessen 
den geringsten Anteil seiner Gesamtwirt-
schaftsleistung für Bildung aus. Wäh-
rend im Bundesdurchschnitt 4,1 Prozent 
der öffentlichen Ausgaben für Schulen 
und Hochschulen eingesetzt werden, ist 
Hessen, das Roland Koch zum „Bildungs-
land Nummer 1“ machen wollte, mit 
einem BIP-Anteil von 3,0 Prozent Schluss-
licht unter allen Flächenländern. Die Fol-
gen der Unterfinanzierung des Bildungs-
systems sind inzwischen vielerorts 
dramatisch: An Kitas, Schulen und Hoch-
schulen fehlen mehrere zehntausend 
Lehrende. Die Unterrichtsversorgung an 
Schulen wird immer schlechter, weil die 
Länder zu wenige Lehrkräfte ausbilden 
und einstellen. Schon jetzt sind laut  
Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW) an den Schulen in Deu-
tschland rund 25 Prozent weniger qua-
lifizierte Lehrende beschäftigt als im 
OECD-Schnitt. Verbesserungen hat die 
schwarz-gelbe Landesregierung nicht 
geplant – im Gegenteil: 2011 sind im 
Landeshaushalt noch einmal gut 45 Mio.
Euro weniger vorgesehen als 2010.

CDU/FDP 
gegen Schulobstprogramm

Obst ist gesund - doch es kostenlos an 
Grundschüler-innen zu verteilen ist der 
Landesregierung zu stressig und zu 
teuer. In Hessen gibt es trotz eines lau-
fenden EU-Programms derzeit kein 
kostenloses Obst für die Schülerinnen 
und Schüler. Hatte Hessens schwarz-
gelbe Regierung dem Programm bereits 
im Bundesrat „nur mit Bedenken“ zuge-
stimmt, stellte die hessische CDU-
Landtagsfraktion die Ampel gänzlich auf 
„rot“. Der Grund: Die Umsetzung sei zu 
teuer. „Aufgrund der angespannten 
Haushaltslage“ könne das Land nicht 
jährlich seinen Anteil zum Schulobst-
programm beisteuern. Die geschätzten 
Kosten: eine Million Euro jährlich. Für 
finanzschwächere Bundesländer wie 
Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt 
und das Saarland stellt die Finanzierung 
hingegen kein Problem dar. In der EU 
nehmen 25 der 27 Mitgliedsstaaten am 

KOCHS VERMÄCHTNIS:
SPAREN BEI KITAS UND BILDUNG

Anfang Juni 2010 hat die Bundesregie-
rung ein Sparpaket vorgelegt, um damit 
der seit 2009 im Grundgesetz veran-
kerten „Schuldenbremse“ nachzukom-
men. Auch in den meisten Bundesländern 
werden mit Verweis auf die Schulden-
bremse Kürzungen in den Haushalten 
vorgenommen, wobei etwa das Bun-
desland Hessen selbst vor drastischen 
Einschnitten im Bildungsbereich nicht 
zurückschreckt. „Wir haben uns hier und 
da zu Projekten entschlossen, die
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Woran krankt das deutsche Bildungs-
system?

Barbara Cárdenas: Das größte Pro­
blem besteht in der mangelnden 
Chancengleichheit. Kinder aus armen  
Familien und mit Migrationshinter­
grund werden systematisch benach­
teiligt. Studien haben nachgewiesen, 
dass durch die frühe Selektion in 
die unterschiedlichen Schulformen 
Akademikerkinder bessere Chancen 
auf einen hohen Bildungsabschluss 
haben, während der Anteil von Schü­
lern aus armen Familien oder mit Mi­
grationshintergrund in Förderschulen 
überproportional hoch ist. 

Bildung ist ein wichtiger Aspekt in der 
Integrationsdebatte. Warum ist das 
so und wie sieht es in der Praxis aus?

Das Thema Bildung wird in der ge­
genwärtigen Integrationsdebatte des­
wegen so hochgezogen, weil man  
den Eltern von Migrantenkindern den 
„schwarzen Peter“ zuschieben will. 
Aber es sind eben nicht die Eltern, die 
kein Interesse an einem hohen Bil­
dungsabschluss ihrer Kinder haben. 
Wie oben bereits gesagt, sind es die 
schlechteren Lebensverhältnisse, die 
zu schlechteren Chancen im Bildungs­
bereich führen. Wir brauchen mehr 
Ganztagsschulen, an denen Kinder aus 
Migrantenfamilien mehr gemeinsame 
Zeit mit ihren deutschen Mitschülern 
verbringen und so ihre Deutschkennt­
nisse verbessern können. Aber selbst 
MigrantInnen mit hohem Berufs- oder 
Bildungsabschluss aus dem Ausland 
haben es in Deutschland schwer, denn 
häufig werden ihre Abschlüsse hier 
nicht oder nur schwer anerkannt. 

Gibt es angesichts der Kritik von Ex-
perten Hoffnung auf Veränderungen 
im deutschen Schulsystem?

Ich hoffe sehr, dass durch die Ratifi­
zierung der UN-Konvention, die einen 
gemeinsamen Unterricht von Kindern 
mit und ohne Beeinträchtigungen for­
dert, der Druck auf die Landesregie­
rung wächst. Die Förderschulen müs­
sen allmählich aufgelöst werden, ihre 
Schüler an Regelschulen unterrichtet 
werden. Dort wird die Kompetenz des 
pädagogischen Fachpersonals aber 
weiterhin dringend benötigt. Im deut­
schen Schulsystem besteht der Irr­
glaube, dass Hochbegabte und Lern­
schwache an verschiedene Schulen 
gehören. Dabei gibt es seit vielen Jah­
ren Erfahrung mit der gemeinsamen 
Beschulung. Es hat sich gezeigt, dass 
Kinder mit und ohne Beeinträchtigung 
sowie mit hohen Begabungen gut mit­
einander harmonieren und sich sozial, 
intellektuell und in ihrer Entwicklung 
gegenseitig befördern.

 Aktion „Goldene Klobürste“
sorgt für Furore 
Frankfurter Stadtschülerrat 
stellt Schultoiletten 
katastrophales Zeugnis aus

Die Aktion sorgte für Furore. Nach­
dem Frankfurter Schülerinnen und 
Schüler sich jahrelang über die sani­
tären Einrichtungen an Schulen be­
schwert hatten, nahm eine Delegation 
des Stadtschülerrats 18 Schultoilet­
tenanlagen in Augenschein und kam 
zu widerwärtigen Ergebnissen. Auch 
wenn seitdem viel Geld in bauliche 
Maßnahmen geflossen ist, das Grund­
problem bleibt das Gleiche: Die Haus­
meister und eigenes Reinigungsper­
sonal wurden von der Stadtregierung 
abgeschafft, der private Reinigungs­
dienst kommt seinen Aufgaben nur 
mangelhaft nach. 

Die Auswertung des Toiletten-
Checks erbrachte ein niederschmet­
terndes Ergebnis: fehlende Spiegel, 
Seifenspender und Handtücher waren 
die Regel, sogar Klobrillen fanden sich 
nicht überall. Den Geruch benoteten 
die Schüler in Schulnoten im Schnitt 
mit 4,76, die Hygiene gar nur mit 5,31. 
Die Beschriftung der Anlage erhielt die 
Note 3,89. Als Besonderheit werteten 
die Kontrolleure: „Etwa jede dritte Toi­
lette hatte Schimmel an der Decke“. In 
fast allen Anlagen habe man kein Pa­
pier in den Kabinen vorgefunden. 

„Keine ständigen Ansprechpartner“

Stadtverbindungslehrerin Angelika  
Wahl moniert angesichts der Ergeb­
nisse, dass es seit der Privatisierung  
der Schulreinigung keine ständigen  
Ansprechpartner mehr gebe. Sie for­
dert deshalb die Rekommunalisierung  
des Reinigungsdienstes. Genau dies  
war auch Inhalt eines Antrags der  
LINKE-Fraktion im Römer, der jedoch 
von der Mehrheit von CDU, SPD  
und Grünen abgelehnt wurde. Yildiz 
Köremezli, bildungspolitische Spre­
cherin der LINKEN im Stadtparlament: 
„Schulreinigung ist eine öffentliche Auf­
gabe, die sich am Gesundheitsschutz 
von SchülerInnen und Lehrkräften 
sowie an der Pflege und am Erhalt der 
Gebäude und des Inventars orientie­
ren muss und nicht an den finanziellen  
Interessen von Privatunternehmern.“ 

Dass die Qualität der Reinigung der 
Frankfurter Schulen auch nach bau­
lichen Verbesserungen und der Ein­
führung eines Qualitätsmanagements 
alles andere als zufriedenstellend ist, 
belegen die andauernden Beschwer­
den. Köremezli: „Das kommt regel­
mäßig vor, deswegen werden wir mit 
unserer Forderung nach einer Rekom­
munalisierung des Reinigungsdiens­
tes auch nicht lockerlassen. Privat ist 
keineswegs immer günstiger, immer 
effizienter und qualitativ besser.“

Unterstützung bekommt die Frank­
furter Bildungsexpertin von Barbara 
Cárdenas, bildungspolitische Spreche­
rin der LINKE-Landtagsfraktion: „Re­
kommunalisierung ist ein Weg, sozi­
alversicherungspflichtige und tariflich 
bezahlte Arbeitsplätze bei den Städten 
zu erhalten und neue zu schaffen.  
Kostenersparnisse bei der Übernah­
me von öffentlichen Aufgaben durch 
private Unternehmen sind in der Re­
gel nur durch Tarifflucht möglich.“ 

politische Sprecherin der Fraktion DIE 
LINKE im Hessischen Landtag, wird 
konkret: „In Hessen sind die Chan­
cen von Kindern aus reichem Eltern­
haus, ein Gymnasium zu besuchen, 
dreimal so hoch wie die von Kindern 
aus ärmeren Elternhäusern. Letztere 
wiederum gehen sechsmal so wahr­
scheinlich auf eine Hauptschule. Das 
dreigliedrige Schulsystem aus Haupt-, 
Realschule und Gymnasium gewährt 
demnach keine Durchlässigkeit und 
bietet somit auch keine Chancenge­
rechtigkeit“, sagt Cárdenas, die sich 
stattdessen für Gemeinschaftsschulen 
ausspricht, in denen Kinder von der 
ersten bis zur zehnten Klasse gemein­
sam lernen. „Wir wollen ein Schulsys­
tem, das junge Menschen nicht nach 
sozialer Herkunft in verschiedene 
Schubladen verteilt, sondern tatsäch­
lich individuell fördert. Das geht nicht 
ohne eine deutliche Ausweitung der 
Bildungsausgaben auf allen Ebenen“, 
erklärt Cárdenas.

 

Immer weniger Geld für Bildung

Denn allen Sonntagsreden von 
CDU- und FDP-BildungspolitikerIn-
nen zum Trotz investiert Deutschland 
immer weniger Geld in Bildung. Lag 
2001 der Anteil am deutschen Brutto­
inlandsprodukt noch bei 5,3 Prozent, 

schrumpfte er bis 2007 auf 4,7 Prozent. 
Damit geben mit der Slowakei, Tsche­
chien und Italien nur noch drei OECD-
Länder weniger Geld für Bildung aus 
als Deutschland. Zum Vergleich: Island 
und die USA geben mit 7,8 und 7,6 
Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts 
fast 50 Prozent mehr für Bildung aus 
als die von Kanzlerin Angela Merkel 
(CDU) ausgerufene „Bildungsrepublik 
Deutschland“. In der OECD liegt der 
Schnitt bei 5,7 Prozent des Bruttoin­
landsprodukts. 

„Gerechtigkeitslücke schließen“

DIE LINKE fordert, das Recht auf 
Bildung im Grundgesetz zu veran­
kern, und setzt sich dafür ein, dass  
künftig sieben Prozent der Wirtschafts­
leistung in die Bildung fließen, wie  
ursprünglich im Bildungsgipfel ver- 
einbart. „Wir möchten den Erkennt­
nissen von Bildungsexperten und der  
OECD endlich Rechnung tragen und 
ein Netz von ganztägig arbeitenden 
Gemeinschaftsschulen einführen, in  
dem Schülerinnen und Schüler mit  
und ohne Beeinträchtigungen ge-
meinsam bis zur zehnten Klasse zu­
sammen lernen können. Das könnte 
die Gerechtigkeitslücke im deutschen 
Schulsystem endlich schließen“, sagt  
Cárdenas. 

Das deutsche Bildungssystem 
mit seinem vielgliedrigen Schulsystem 
hat abgewirtschaftet. Regelmäßig er­
teilen Bildungsexperten, Ökonomen, 
aber auch Eltern und die Schülerinnen 
und Schüler dem Konzept der frühen 
Selektion nach der vierten Klasse die 
Note „mangelhaft“. Ihr Urteil ist eben­
so einhellig wie vernichtend: Das Sys­
tem basiere auf Druck, Auslese und 
Trennung. Talente kämen nicht zur 
Entfaltung und Chancen für das Land 
würden frühzeitig verschenkt. Einen 
wirklichen Umbau des Schulsystems 
wird es mit CDU/CSU und FDP aber 
leider nicht geben – allen besseren Er­
kenntnissen zum Trotz. 

 
„Die Chancengleichheit bleibt wei­

terhin das Problem des deutschen  
Bildungssystems“ – dieses vernich­
tende Fazit zog die OECD auch nach  
ihrer dritten PISA-Studie. Im derzei- 
tigen Bildungssystem würden „beste- 
hende gesellschaftliche Ungleichhei­
ten durch mangelnde individuelle 
Förderung, frühzeitige Auslese und 
soziale Ausgrenzung verstärkt“. Insbe- 
sondere Kinder aus finanziell benach­
teiligten Familien und aus Familien  
mit Migrationshintergrund gehören  
von vornherein zu den Verlierern. 
Gleich doppelt werden Jugendliche 
mit Migrationshintergrund durch das 
deutsche Schulsystem benachteiligt.  
Sie kommen nicht nur häufiger aus 
einem Elternhaus mit einem nied­
rigeren sozialen und wirtschaftlichen 
Status, auch führt das Schulsystem zu 
einem deutlich höheren Leistungs­
abstand gegenüber Kindern ohne 
Migrationshintergrund als in anderen 
Ländern mit vergleichbarem Migran­
tenanteil. 

Zweieinhalb Schuljahre hinterher

„Bei Migranten zweiter Generation 
(im Land geboren, aber beide Eltern­
teile im Ausland geboren), die ihre ge­
samte Schullaufbahn in Deutschland 
verbracht haben, ist der Abstand zu 
einheimischen SchülerInnen mit 93 
Punkten so groß wie in keinem ande­
ren OECD-Land“, schrieb die OECD 
den deutschen Bildungspolitikern ins 
Stammbuch. Im Klartext heißt das: Am 
Ende ihrer Schulzeit sind Kinder aus 
Migrantenfamilien zweieinhalb Schul­
jahre hinter dem Wissensstand ihrer 
deutschen MitschülerInnen zurück. 

Innerhalb der OECD spielt nur in 
Luxemburg, Ungarn, Frankreich, Bel­
gien und der Slowakei das Elternhaus 
beim Bildungserfolg eine ähnlich 
große Rolle. Auch in Hessen hängt der 
Bildungserfolg maßgeblich vom sozi­
alen und wirtschaftlichen Status der 
Eltern ab. Barbara Cárdenas, bildungs­

Deutsches Schulsystem fällt bei PISA durch 
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Volkshochschulen bald nur noch  
für Reiche? 

In Hessen werden 2011 zusätzlich noch 
700 Millionen Euro im Haushalt gekürzt 
sowie 344 Millionen bei den Zuschüssen 
für die Gemeinden gestrichen. Auf die 
neuen Kürzungsbeschlüsse könnten 
klamme Städte, Gemeinden und Land-
kreise nur mit massiven Kürzungen 
und Schließungen reagieren, warnt der 
Hessische Städtetag vor einer Abwärts-
spirale beim Ausverkauf öffentlichen Ei-
gentums. Hochverschuldete Kommunen  
überlegen bereits, wie sie den Betrieb 
einer Volkshochschule überhaupt noch 
stemmen können. Zwar müssen Städte 
ab 50.000 Einwohner eine Volkshoch-
schule  haben, aber Kürzungen bei den 
Zuschüssen werden zwangsläufig zu 
einem schlechteren Kursangebot und 
höheren  Kursgebühren führen, was dem 
Grundgedanken einer „Volkshochschule“  
zuwiderläuft. Bereits 2004 hatte die 
Koch-Regierung unter dem zynischen 
Titel „Operation Sichere Zukunft“ über 
eine Milliarde Euro im Landeshaushalt  ge- 
kürzt. Die Folgen: Öffentliche Leistungen 
wie der Unterhalt von Schwimmbädern, 
Bibliotheken und Theatern wurden   
stark eingeschränkt oder an privatwirt-
schaftliche Investoren abgegeben.

Bildungausgaben:  
Hessen ist Schlusslicht 

Im Bildungsfinanzbericht 2008 steht es 
schwarz auf weiß: Von allen Flächenlän-
dern der Bundesrepublik gibt Hessen 
den geringsten Anteil seiner Gesamtwirt-
schaftsleistung für Bildung aus. Wäh-
rend im Bundesdurchschnitt 4,1 Prozent 
der öffentlichen Ausgaben für Schulen 
und Hochschulen eingesetzt werden, ist 
Hessen, das Roland Koch zum „Bildungs-
land Nummer 1“ machen wollte, mit 
einem Anteil von 3,0 Prozent Schluss-
licht. Die Folgen der Unterfinanzierung 
des Bildungssystems sind dramatisch: 
An Kitas, Schulen und Hochschulen 
fehlen mehrere zehntausend Stellen. 
Verbesserungen hat die schwarz-gelbe 
Landesregierung nicht geplant – im  
Gegenteil: 2011 sind im Landeshaushalt 
noch einmal gut 75 Millionen Euro  
weniger vorgesehen als 2010.

CDU/FDP blockieren  
Schulobstprogramm

Obst ist gesund – doch es kostenlos an 
Grundschüler zu verteilen ist der Landes-
regierung zu teuer. In Hessen gibt es 
trotz eines laufenden EU-Programms der-
zeit kein kostenloses Obst für die Schü-
lerinnen und Schüler. Hatte Hessens 
schwarz-gelbe Regierung dem Pro-
gramm bereits im Bundesrat „nur mit 
Bedenken“ zugestimmt, stellte die CDU-
Landtagsfraktion die Ampel gänzlich auf 
„rot“. Der Grund: Die Umsetzung sei zu 
teuer. „Aufgrund der angespannten 
Haushaltslage“ könne das Land nicht 
jährlich seinen Anteil zum Schulobst-
programm beisteuern. Die geschätzten 
Kosten: eine Million Euro jährlich. Für 
finanzschwächere Bundesländer wie 
Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt 
und das Saarland stellt die Finanzie-
rung hingegen kein Problem dar. In der 
EU nehmen 25 der 27 Mitgliedsstaaten 
am Schulobstprogramm teil. 

Land streicht Geld für Kita-Ausbau

Hessische Kindergärten bekommen 
weniger Geld vom Land, als ihnen ver-
sprochen wurde. So soll nur die Hälfte 
der Kosten übernommen werden, die 
bei der Beschäftigung von mehr Erzie-
hern entstehen, obwohl dies vom Land 
zugesagt worden war. Auch beim Aus-
bau des Betreuungsplatzangebots für 
Kinder unter drei Jahren würde das 
Land gerne einen Rückzieher machen 
und ist auf dem Weg dahin: Denn ab 
2011 werden jährlich 344 Millionen 
Euro weniger an hessische Städte und 
Gemeinden überwiesen, die für die 
Umsetzung der gesetzlich vorgesehenen 
Versorgungsquote von 35 Prozent 
bis 2013 zu sorgen haben. Rund 200 
Kommunalpolitiker, Bürgermeister und 
Landräte haben deswegen im Novem-
ber 2010 vor dem Landtag gegen die 
angekündigten Kürzungen protestiert. 
Ihre Botschaft an die Landesregierung: 
„Ihr nehmt uns das letzte Hemd“.

Die Frankfurter Schultoiletten sind auch 
nach baulichen Verbesserungen in keinem guten 
Zustand.   Foto:  SSR Frankfurt

Fehlende Bildungsgerechtigkeit: Das deutsche Schulsystem basiert auf Druck, Auslese und Trennung
Foto:  Gerd Altmann/pixelio    

Fehlende Chancengleichheit  –  DIE LINKE  
für Gemeinschaftsschule
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„Akademikerkinder einseitig bevorzugt“

Drei Fragen an
Barbara Cárdenas,
bildungs- und
integrationspolitische
Sprecherin der
hessischen LINKE
Landtagsfraktion
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ABC
Z

von öffentlichen Aufträgen an CDU-nahe 
Unternehmen, Mobbing und Entlassung 
von missliebigen Steuerfahndern sowie 
Schwarzgeldkonten zur Finanzierung des 
eigenen Wahlkampfs. Durch ungeschicktes 
Vorgehen oder Indiskretionen wurden viele  
~ öffentlich bekannt und beschäftigen Ge
richte und heute noch ››› Untersuchungs
ausschüsse. 
N	 Naturschutz. Der Naturschutzverband 
BUND bescheinigt den schwarzen und 
schwarz-gelben Landesregierungen der 
beiden vergangenen Wahlperioden einen 
„Frontalangriff gegen den Naturschutz in 
Hessen“ und kritisiert die „perfekte Dis

tanzlosigkeit gegenüber Straßenbau- und 
Asphaltwirtschaft, Atom-, Chemie- und 
Luftfahrtwirtschaft“. 
O	 „Operation Sichere Zukunft“. Mit dem  
2003 beschlossenen so genannten Zukunfts
sicherungsgesetz versuchte sich Roland 
Koch als harter Haushaltssanierer darzu-
stellen. Als Teil der „Operation Sichere Zu-
kunft“ wurden die freiwilligen Leistungen 
des Landes um ein Drittel gekürzt. Betrof-
fen waren Jugend- und Familienhilfe sowie 
Erziehungsberatungsstellen. Trotz Massen-
protesten setzte Koch die radikalen Spar-
maßnahmen durch, die Folgen für das sozi-
ale Netz sind heute noch spürbar. 

Politisches ABC 
der Ära Koch
A	 Atomenergie. Die Energieform, die 
mit Milliarden-Subventionen des Staates 
entwickelt wurde und deren strahlende 
Hinterlassenschaften mit Milliardenauf-
wand des Staates in zweifelhafte Endlager 
verbracht werden sollen. Atomkraftwerke 
bescheren vier Energiekonzernen jährlich 
Milliardengewinne, die von der Bevölke-
rung über hohe Stromrechnungen bezahlt 
und an Aktionäre ausgeschüttet werden. In 
Hessen steht in Biblis ein besonders unsi-
cheres Exemplar eines Atomkraftwerks, ein 
so genannter ››› Schrottreaktor
B 	 Bouffier, Volker, genannt ‚Buffi‘. 2010  
zum neuen hessischen Ministerpräsi-
denten gewählt. Nachfolger und langjäh-
riger Innenminister von Ex-Ministerprä-
sident ››› Roland Koch. Politischer 
Hardliner und Mitglied der so genannten  
››› Tankstellen-Connection, in der sich 
Anfang der 1980er Jahre an der Autobahn-
raststätte Wetterau eine Gruppe hessischer 
CDU-Jünglinge zum gemeinsamen Angriff 
auf die Macht verabredete. In seine Zeit als 
Innenminister fielen zahlreiche Skandale 
und Affären, die in ››› Untersuchungs-
ausschüssen behandelt wurden. 
C	 CDU Hessen. Besonders rückständiger 
CDU-Landesverband. In Jahrzehnten der 
Opposition entwickelte er sich unter Alfred 
Dregger, An- und Wortführer der national-
konservativen Stahlhelmfraktion, nach au-
ßen zum politischen Kampfverband und 
intern zum Vorsitzenden-Wahlverein. 
D	 Dalai Lama. Freund von Ex-CDU-Minis-
terpräsident Roland Koch, Sympathieträger, 
mit dem dieser in schwierigen Zeiten in der 
Bevölkerung zu punkten versuchte. 
E	 „European Business School“ (EBS), 
nach der geplanten Einführung einer ju-
ristischen Fakultät in „EBS Universität für 
Wirtschaft und Recht“ umbenannt. Private 
Hochschule mit Sitz in Wiesbaden mit dut-
zenden Vorständen von Großkonzernen  
im Stiftungsrat. Großempfänger staatlicher 
Subventionen auch in Zeiten, in denen öf-
fentlichen Hochschulen Millionen gestri-
chen werden (›››Hochschulpakt)
F	 Flughafenausbau Rhein-Main. Der von 
der CDU-Landesregierung befürwortete 
Ausbau wurde der Bevölkerung durch die  
Einführung eines verbindlichen Nachtflug
verbotes in der Zeit von 23 bis 5 Uhr  
verkauft. Nachdem der Hessische Verwal-
tungsgerichtshof den Ausbau für recht-
mäßig erklärt, aber auf die Einhaltung des  
Versprechens pocht, legt die Landesregie-
rung gegen das Urteil Revision ein. 
G	 G8. Seit Verkürzung der Gymnasialzeit 
von neun auf acht Jahre durch die Landes-
regierung im Schuljahr 2004/05 ist der Pro-
test von Eltern, Schülern und Lehrern nicht 
abgebrochen. Verdichtung des Lernstoffes, 
fehlende Lehrpläne und Chaos im Kultus-
ministerium lassen schon den Übergang zu 
einem Fiasko werden.  
H	 Hochschulpakt. Form der „partnerschaft
lichen“ Zwangszusammenarbeit zwischen  
Landesregierung und hessischen Hochschu
len. Bescherte den zwölf Hochschulen 2011 
Etatkürzungen von 30 Millionen Euro. Acht 
Hochschulpräsidenten unterschrieben den 
Finanzplan für die Jahre 2011-2015 deswe-
gen nur unter Protest und sprachen von 
Erpressung. 
I	 Integrationspolitik. Seit der Angstkam
pagne um die doppelte Staatsbürgerschaft  
und der Abschiebungsforderung gegen 
straffällige Ausländer eines der Lieblings
themen der hessischen CDU in Wahlkampf-
zeiten. Auch die FDP hat zwischenzeitlich 
das Thema entdeckt. Integrationsminister 
Hahn lud im Februar 2010 den Ex-Bundes-
banker und „Integrationsexperten“ Thilo 
Sarrazin zu einer Podiumsdiskussion ein. 
J	 Jung, Franz Josef. Hessischer CDU-Poli
tiker und Mitglied der so genannten ›››   

Tankstellen-Connection. Jung trug als Ge
neralsekretär der hessischen CDU Mitver-
antwortung für die Schwarzen Kassen der 
Partei. Während Jungs Amtszeit war mehr 
als 1,5 Millionen DM Schwarzgeld in die 
Parteikasse geflossen. Jung trat erst auf 
massiven öffentlichen Druck als Minister 
für Bundes- und Europaangelegenheiten 
und als Chef der Staatskanzlei zurück. 
Ebenfalls zurücktreten musste er 2009 als 
Arbeitsminister im Kabinett Merkel II, weil 
er in seinem vorherigen Amt als Bundever-
teidigungsminister die politische Verant-
wortung für die Bombardierung eines Tank
lasters im afghanischen Kunduz auf Befehl 
eines deutschen Offiziers trug. 
K	 Koch, Roland. CDU-Politiker und selbst-
ernannter „brutalstmöglicher Aufklärer“ der  
CDU-Schwarzgeldaffäre. Blieb trotz erwie-

sener Falschaussage in dieser Sache hes-
sischer Ministerpräsident (1999-2010). In  
dieser Zeit wuchs der Schuldenberg Hes-
sens von 29,5 auf 38,5 Milliarden Euro an.  
Koch war Initiator der ››› „Operation  
Sichere Zukunft“.
L	 Lügen und leugnen. Typisches Ver-
halten von führenden hessischen CDU-
Politikern in zahlreichen Affären wie der 
Schwarzgeldaffäre. 
M	 Mauscheleien. Während der Regie
rungszeit von Roland Koch übliche Form 
des politischen Geschäfts bei der Beset-
zung von öffentlichen Posten durch min-
der qualifizierte Parteifreunde, Vergabe 

P	 Public-Private-Partnership (PPP). Form 
der vorgeblich partnerschaftlichen Realisie-
rung von öffentlichen Bauprojekten durch 
Privatunternehmen und Investoren. Das 
Ergebnis ist immer das Gleiche: Den Profit 
machen die Unternehmen, die Rechnung 
bezahlt die Bevölkerung. Das Land Hes-
sen unterstützt die ungleiche Kooperation 
durch die Gründung des „PPP-Kompetenz-
zentrums“ und trägt damit nach eigener 
Aussage „dem großen Interesse der Bau-
wirtschaft an PPP-Projekten“ Rechnung. 
Dem ist nichts hinzuzufügen. 
Q	 Qualifikation. Bei der Besetzung von 
wichtigen Führungspositionen wie der 
Präsidentenstelle für die Hessische Be- 
reitschaftspolizei durch den damaligen  
Innenminister und heutigen Minister-
präsidenten Volker Bouffier entschei-
dendes Kriterium für die Entscheidung für 
einen Parteifreund, obwohl das Verfah-
ren vom Verwaltungsgerichtshof (VGH)  
untersagt worden war.
R	 Rhön-Klinikum. Klinik-Konzern und 
Käufer der von der Landesregierung fu
sionierten mittelhessischen Universitäts
kliniken in Gießen und Marburg. Die 
Befürchtungen der Betriebsräte, mit der 
Privatisierung werde es zu steigendem Ar-
beitsdruck, Lohnkürzungen und Entlas-
sungen kommen, bewahrheiten sich. Mehr 
als 500 Mitarbeiter aus nicht-medizinischen 
Bereichen wurden in eine Service GmbH 
ausgelagert. Ihnen drohen erhebliche Ein-
kommenseinbußen. 
S	 Schrottreaktor ››› Biblis. Der Reak-
torblock Biblis A, seit 1974 am Netz, ist der 
älteste Atommeiler Deutschlands. Biblis B 
ist lediglich zwei Jahre jünger. Die beiden 
Druckwasserreaktoren haben eine lange 
Pannengeschichte. Stand der bekannten 
Störfälle bei Druck dieser Zeitung: 842. Bi-
blis A und B sind die einzigen Atomkraft-
werke in Deutschland, die nicht über exter-
ne Notstandswarten verfügen.  
T	 Tankstellen-Connection. Anfang der 
1980er-Jahre schlossen sich Nachwuchs-
politiker der Jungen Union Hessen zur so 
genannten „Tankstellen-Connection“ zu-
sammen. Der Seilschaft gehören neben 
Ex-Ministerpräsident Roland Koch der 
heutige Ministerpräsident Volker Bouffier,  
Ex-Finanzminister Karlheinz Weimar, Ex-
Kultusministerin Karin Wolff sowie Ex- 
Bundesverteidigungsminister Franz-Josef 
Jung an. Die Berufung sämtlicher Mit-
glieder des Zusammenschlusses in Minis
terämter belegt einmal mehr, worauf es in 
der hessischen CDU ankommt, um Karriere 
zu machen: die richtigen Verbindungen. 
U	 Untersuchungsausschüsse. Mittel in der  
parlamentarischen Demokratie, intranspa
rente Vorgänge der Regierung durch ein 
Gremium aus Abgeordneten aller Parteien 
aufzuklären. In Hessen geläufiger als in 
anderen Bundesländern, da die Regierung  
durch die Besetzung von öffentlichen Pos- 
ten durch minder qualifizierte Partei-
freunde, Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
an CDU-nahe Unternehmen, Mobbing und 
Entlassung von missliebigen Steuerfahn-
dern sowie Schwarzgeldkonten zur Finan-
zierung des eigenen Wahlkampfs reichlich 
Anlässe dafür liefert. 
V	 Verkehrspolitik. Politikfeld, in dem die 
Landesregierung vor allem auf Großpro-
jekte im Bereich Straße und Luftverkehr 
setzt. ››› Naturschutz
W	 Wisconsin, US-amerikanischer Bundes
staat, seit 1976 offizieller Partner des Lan
des Hessen, ist Ideengeber für manche 
falschen Entwicklungen im sozialpolitischen 
Bereich (Wisconsin Works – Hartz IV). 2003 
forderte der hessische Ministerpräsident 
Roland Koch (CDU) unter dem Eindruck 
einer Reise nach Wisconsin eine Radikal-
reform der Arbeitslosenhilfe. Unter dem 
Motto „Arbeit statt Stütze, Sprungbrett statt 
Hängematte!“ propagierte er eine Arbeits-
pflicht für Langzeitarbeitslose. 
X	 Xenophobie. Griechisch für Fremden-
feindlichkeit oder Fremdenangst. Unter-
schwellig vorhandene Ressentiments in 
einem Teil der Bevölkerung, die Roland 
Koch in Wahlkampf-Kampagnen für sich zu 
nutzen versuchte. 
Y	 Ypsilanti, Andrea. 2003 bis 2009 Vorsit-
zende der hessischen SPD sowie von 2007 
bis 2009 Vorsitzende der SPD-Fraktion im 
Hessischen Landtag. Scheiterte 2008 mit 
dem Versuch, eine Minderheitsregierung 
von SPD und Grünen unter Tolerierung 
durch DIE LINKE auf die Beine zu stellen, 
an vier Mitgliedern ihrer Fraktion. 
Z	 Zentralabitur. 2007 in Hessen einge-
führt, kam es im Fach Mathematik mehr-
fach zu peinlichen Pannen. 2009 waren ei-
nige Aufgaben nur schwer oder gar nicht zu 
lösen. Betroffen waren rund 15.000 Schü-
ler, die ihre Abiturprüfung in diesem Fach 
nachschreiben mussten. 
 

einzigen privaten Hochschule zur Ver-
fügung. Und auch der Stadt scheinen 
die in Spitzenzeiten bis zu 800 Studie-
renden mehr wert zu sein als die vielen 
Schüler, die sich an maroden Schulen 
und unter schlechten Bedingungen 
ihren Bildungserfolg und sozialen Auf-
stieg hart erkämpfen müssen: Das 
haben die künftigen Studierenden der 
EBS nicht nötig. Dem Nachwuchs der 
europäischen Geld-Elite reicht das Fa-
milienvermögen. Denn um hier studie-
ren zu können, zählen nicht Leistung 
und Noten, sondern vor allem das Geld: 
rund 13.000 Euro Studiengebühren im 
Jahr soll das Studium an der neuen ju-
ristischen Fakultät, der „Law School“,  
künftig kosten. Im Klartext heißt das: 
An öffentlichen (Hoch-)Schulen brö-
ckelt der Putz von der Decke, während 
den Kindern reicher Eltern eine ex-
klusive Ausbildung geboten wird. Das 
verstehen CDU und FDP also unter Bil-
dungsgerechtigkeit! 

Hochschulpräsidenten protestierten 

Bei den öffentlichen Hochschulen 
setzt die Landesregierung hingegen 
den Rotstift an. Trotz sprudelnder Steu-
ereinnahmen und allen Lippenbekennt-
nissen über die Bedeutung der Bildung 
zum Trotz werden diese 2011 30 Millio-
nen Euro weniger bekommen. Nur un-
ter Protest stimmten die Präsidenten 
der hessischen Hochschulen im Mai 
2010 dem so genannten „Hochschul-

pakt“ mit der Landesregierung zu, in 
dem die Finanzierung der hessischen 
Hochschulen für die Jahre 2011 bis 
2015 geregelt ist. Acht der zwölf Hoch-
schulpräsidenten erklärten, dass sie 
die Sparziele des Landes missbilligten 
und dem Pakt nur gezwungenermaßen 
zustimmen würden. Denn die Regie-
rung hatte Hochschulen, die sich dem 
Spardiktat widersetzen wollten, die  
Pistole auf die Brust gesetzt: Wer nicht 
unterschreibe, riskiere, noch weniger 
Geld bekommen. Auch der massive 
Protest von 10.000 Studierenden, Pro-
fessoren und Hochschulmitarbeitern 
konnte CDU und FDP nicht von ihren 
Kürzungsplänen abbringen.  

Die LINKE-Fraktionsvorsitzende im 
hessischen Landtag und hochschulpo-
litische Sprecherin der Fraktion, Janine 
Wissler, machte in der Landtagsdebatte  
Wissenschaftsministerin Eva Kühne-
Hörmann (CDU) klar, was ihre Fraktion 
von diesem Diktat hält: „Wenn Sie das 
unter Partnerschaft verstehen, sollte 
man Ihnen künftig besser aus dem 
Weg gehen. Die hessischen Hochschu-
len sind seit Jahren chronisch unterfi-
nanziert. Durch die Kürzung weiterer 
30 Millionen pro Jahr und angesichts 
steigender Studierendenzahlen droht 
eine Bildungsmisere nie gekannten Aus-
maßes. Es drohen Schließungen ganzer 
Fachbereiche. Studierende, Professoren 
und viele Hochschulpräsidien sind sich 
einig: die Pläne der Landesregierung 
sind unzumutbar“, sagte Wissler.     

Alle Hochschulen müssen 2011 spa-
ren. Alle? – nein, eine kleine Privat-
Uni kann sich über eine großzügige 
Anschubfinanzierung in Höhe von 50 
Millionen Euro freuen. Wiesbadener 
Schüler und die 5.100 Studierenden 
der Hochschule RheinMain müssen 
unter sich verschlechternden Bedin-
gungen lernen – die Begründung: für 
Sanierung der Gebäude, mehr Compu-
terarbeitsplätze, bessere Bibliotheken 
und mehr Lehrpersonal ist kein Geld 
vorhanden. Was für die Allgemeinheit 
gilt, muss deswegen bei den Regie-
renden in Stadt und Land nicht für die 
Kinder reicher Eltern zutreffen: Für 
die haben CDU, FDP und die Grünen 
in Landesregierung und Wiesbadener 
Stadtparlament rund 50 Millionen Euro 
an Fördergeldern übrig: für den Aus-
bau der privaten EBS Universität für 
Wirtschaft und Recht. 

Die EBS ist eine privat finanzierte 
Hochschule. Dutzende Großkonzerne 
stehen auf ihrer Unterstützerliste, et- 
liche ihrer Vorstände engagieren sich 
in ihrem Stiftungsrat, dem auch der 
Wiesbadener Oberbürgermeister Hel-
mut Müller (CDU) und der FDP-Frak-
tionsvorsitzende in Wiesbaden und im 
hessischen Landtag, Florian Rentsch, 
angehören. 

Während die öffentlichen Hochschu-
len unter dem Hochschulpakt finanzi-
ell in die Knie gehen, hat die CDU-FDP-
Landesregierung gerade mal eben 40 
Millionen Euro für die Förderung einer 

Bildung für alle statt Millionen für Privat-Uni
Hochschulpakt: 30 Millionen Euro jährlich weniger für öffentliche Hochschulen 

Gewinnspiel
Zu gewinnen gibt es 10 x 2 Tages­
besuche bei der LINKE. Fraktion  
im Hessischen Landtag mit freier 
Anreise, Teilnahme an Plenarsitzung 
und Gespräch mit Abgeordneten. 
Termin: Mai 2011. 

Lösungswort per E-Mail an  
die-linke@ltg.hessen.de  
oder per Post an
DIE LINKE. Fraktion im Hessischen 
Landtag
Schlossplatz 1-3
65183 Wiesbaden

Lösungswort:

Es entscheidet das Datum des 
Eingangs.

Die LINKE-Landtagsfraktion unterstützte 
Studierende, Professoren und 
Hochschulpräsidenten bei  ihrem Protest 
gegen den Hochschulpakt
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